
Fortsetzung auf Seite 2

SoVD fordert eine Lohnuntergrenze von 15,12 Euro zur Bekämpfung von Armut 

Mindestlohn muss deutlich steigen
Eine wichtige Entscheidung 

steht kurz bevor: Spätestens am 
30. Juni teilt die Mindestlohn-
kommission mit, wie viel die Lohn- 
untergrenze von derzeit 12,82 
Euro ab 2026 steigt. Gewerk-
schaften und Sozialverbände ver-
langen eine deutliche Erhöhung, 
Arbeitgeberverbände warnen 
davor. Im Raum steht die Zahl 15 
in Schritten. Der Bundeskanzler 
will der Empfehlung in jedem 
Fall folgen. Andere Stimmen, so 
der SoVD, fordern mehr – notfalls 
auch eine gesetzliche Anpassung. 

Viele Menschen kämpfen 
noch immer mit den Folgen der 
vergangenen Krisenjahre. Die 
Inflation hat ihre finanziellen 
Reserven aufgezehrt, und die 
Reallöhne in Deutschland liegen 
weiterhin unter dem Niveau von 
2019. CDU / CSU und SPD haben 
sich deshalb in ihrem Koaliti-
onsvertrag zum gesetzlichen 
Mindestlohn bekannt, der einen 
Beitrag zur stärkeren Kaufkraft 
leisten müsse. 

Grundlage der geplanten Er-
höhung ist eine EU-Mindest-

lohnrichtlinie. Diese wurde im 
Oktober 2022 beschlossen; 
damals stimmte der ehemalige 
Bundesarbeitsminister Hubertus 
Heil (SPD) für Deutschland zu. 

EU-Richtlinie soll Armut
bekämpfen und verhindern

Die Richtlinie, die vor allem der 
Armutsbekämpfung dient, sieht 
vor, dass jedes EU-Mitglied einen 
Mindestlohn haben muss, mit 
dem ein*e Vollzeitbeschäftigte*r 
mindestens 60 Prozent des Me-
dianlohns aller Vollzeitbeschäf-

tigten eines Landes erreicht. 
Dieser Wert markiert gemeinhin 
die Grenze zur Armutsgefähr-
dung. 

Doch die aktuelle Höhe des 
gesetzlichen Mindestlohnes 
von derzeit 12,82 Euro ent-
spricht bei Weitem nicht diesem 
international anerkannten und 
in der EU-Mindestlohnrichtlinie 
festgeschriebenen Referenz-
wert. Nach Berechnungen des 
Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Instituts (WSI) der 

Bei Redaktionsschluss stand die Empfehlung der Mindestlohnkommission noch aus, die für viele Menschen existenziell ist.
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Liebe Freund*innen im SoVD,
früher freuten wir uns auf die 

warmen Sommertage – heute ha-
ben viele Menschen Angst davor. 
Auch dieser Sommer soll wieder der 
bislang heißeste des Jahrhunderts 
werden. Immer mehr wird Hitze 
zum größten durch den Klimawan-
del bedingten Gesundheitsrisiko in 
Deutschland. So stand auch der Hit-
zeaktionstag Anfang Juni unter dem 
Eindruck zunehmender Klimaextre-
me. Und natürlich war der SoVD 
auch diesmal als offizieller Partner 
dabei. Mit der Teilnahme verbinden 

wir einen wichtigen Appell an Politik 
und Gesellschaft: Hitzeschutz muss 
ganz oben auf die Agenda! Aus gu-
tem Grund: Denn besonders Ältere, 
Kinder, Menschen mit chronischen 
Erkrankungen oder Behinderungen 
sind in hohem Maße gefährdet. Für 
sie kann Hitze lebensbedrohlich 
sein – und ihr Schutz ist leider noch 
immer völlig unzureichend! Was wir 
brauchen, ist deshalb endlich eine 
flächendeckende Umsetzung kom-
munaler Hitzeaktionspläne – mit 
klaren Zuständigkeiten, ausreichen-
der Finanzierung, verbindlichen 

Zielen und Aufklärungskampagnen, 
die die Hitzeschutzkompetenzen 
in Kitas, Pflegeeinrichtungen und 
Schulen stärken. Zur Prävention 
gehört schließlich zwingend eine 
klimagerechte Stadtentwicklung: 
mehr Schattenplätze, mehr Trink-
wasserbrunnen in den Innenstäd-
ten, mehr Luft und Grün; zudem 
eine hitzetaugliche Bauweise mit 
Materialien, die Sonnenstrahlung 
absorbieren statt speichern. Kom-
men Sie gut durch den Sommer. 
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Mindestlohn muss deutlich steigen
SoVD fordert Lohnuntergrenze von 15,12 Euro zur Armutsbekämpfung und -prävention

Der SoVD fordert: Auch  die Beschäftigte in Werkstätten für behin-
derte Menschen (WfbM) müssen den Mindestlohn erhalten. 

Foto: Katja Sponholz / picture alliance

Fortsetzung von Seite 1
Hans-Böckler-Stiftung müsste 
der Mindestlohn demnach be-
reits in diesem Jahr bei 15,12 
Euro liegen. Noch vor Kurzem 
trat die SoVD-Vorstandsvor-
sitzende Michaela Engelmeier 
deshalb unter anderen in Stern 
TV öffentlich für diese Höhe ein. 
Engelmeier ist überzeugt: „Um 
Erwerbs- und Altersarmut wirk-
sam zu bekämpfen, muss die 
Lohnuntergrenze noch in die-
sem Jahr auf 15,12 Euro steigen, 
jährlich angepasst und schärfer 
kontrolliert werden. Millionen 
Beschäftigte brauchen einen 
Lohn, der zum Leben reicht, und 
eine Rente, die im Alter vor Ar-
mut schützt.“ Dies sei eine der 
drängendsten sozialpolitischen 
Aufgaben, so die SoVD-Vor-
standsvorsitzende weiter; sie 
bekräftigt: „Ein Mindestlohn von 
15,12 Euro ist deshalb nicht nur 
wünschenswert, sondern not-
wendig, und zwar so schnell wie 
möglich!“ Mit dieser Forderung 
wurde Engelmeier auch in der 
Deutschen Presseagentur (dpa) 
zitiert. 

Mindestlohnkommission 
unter enormem Druck

Jetzt gehen die vertrau-
lichen Verhandlungen zwi-
schen Spitzenvertreter*innen 
von Gewerkschaften und 
Arbeitgeber*innen in die 
Schlussphase (Stand bei Redak-
tionsschluss am 24. Juni).

Der SoVD begrüßt dabei aus-
drücklich, dass sich die Mindest-
lohnkommission im Januar 2025 
in ihrer Geschäftsordnung darauf 
verständigt hat, dass sie sich zur 
Festsetzung im Rahmen einer 
Gesamtabwägung „nachlaufend 
an der Tarifentwicklung sowie 
am Referenzwert von 60 Pro-
zent des Bruttomedianlohns von 
Vollzeitbeschäftigten“ orientie-
ren wird. „Der international an-

erkannte Wert ist durchaus dazu 
geeignet, einen armutsfesten 
Mindestlohn festzulegen.“ 

Dabei ist man sich im Verband 
durchaus bewusst, wie hoch der 
Druck auf die Kommission ist und 
wie kompliziert es überhaupt 
ist, unter Berücksichtigung al-
ler Faktoren eine angemessene 
Höhe errechnen zu können. 

Gesetzliche Lohnuntergrenze 
ist schwer zu ermitteln

So spielen bei der Hauptab-
wägung, die Lohnuntergrenze 
nicht zu niedrig für die Beschäf-
tigten ausfallen zu lassen, aber 
auch nicht so hoch, dass Arbeits-
plätze gefährdet sein könnten, 
etliche Faktoren eine Rolle. Ei-
nige davon sind elementar, bei 
anderen geht es um Details, die 
berücksichtigt werden wollen. 

Ein Beispiel: Beim Mindest-
lohn muss nicht der Monats-, 
sondern ein Stundenwert er-
rechnet werden. Wenn man aber 
von „allen“ Vollzeitbeschäftig-
ten spricht, bedeutet dies nicht 
zwangsläufig das Gleiche. Denn 
Vollzeitstellen können zwischen 
36 und 42 Stunden variieren. 
Dazu kommen unterschiedlich 
viele Urlaubs- und Feiertage, 
abhängig von Jahr und Job. Im 
Allgemeinen wird deswegen mit 
einer 38,5-Stunden-Woche und 
rund 167 Arbeitsstunden pro 
Monat gerechnet.

Zu den wesentlichen Faktoren, 
die aus Sicht der SoVD gegen-
wärtig noch kaum Berücksichti-
gung finden, gehört: Um Armut 
vorzubeugen, müsste künftig 
einkalkuliert werden, dass sich 
der zu ermittelnde Wert bislang 
jeweils allein auf die aktuelle 
Situation von Beschäftigten be-
zieht. Damit Menschen, die an 
der Lohnuntergrenze arbeiten, 
im nächsten Jahr nicht wieder 
unter die Armutsgefährdungs-
grenze abgleiten, müsste der 

Was ist die 
Mindestlohn- 
kommission?

Die Mindestlohnkommis-
sion ist ein unabhängiges 
Gremium. Sie wurde 2014 
im Rahmen der Schaffung 
des Mindestlohngesetzes 
gegründet, um zu gewähr-
leisten, dass die gesetzliche 
Lohnuntergrenze fair, wirt-
schaftlich tragfähig und so-
zial gerecht ausfällt.

Die Kommission setzt 
sich aus jeweils drei 
Vertreter*innen von 
Arbeitgeber*innen und Ge-
werkschaften, einer oder 
einem Vorsitzenden sowie 
zwei Wissenschaftler*innen 
ohne Stimmrecht zusammen. 
Alle zwei Jahre prüft die Kom-
mission, ob und in welchem 
Umfang der Mindestlohn 
anzupassen ist. Dann schlägt 
sie – unter Berücksichtigung 
der Tarifentwicklung, der all-
gemeinen Beschäftigungssi-
tuation und der wirtschaft-
lichen Gesamtlage – eine 
Höhe vor. Entscheidend ist, 
dass der Vorschlag nicht zu 
niedrig für die Beschäftigten 
ausfällt, aber auch nicht so 
hoch, dass er Arbeitsplätze 
gefährden könnte. 

In ihrer Geschäftsordnung 
hat sich die Kommission 
dazu verpflichtet, die Unter-
grenze so festzulegen, dass 
sie sich einerseits an der 
Tariflohnentwicklung orien-
tiert und andererseits den 
EU-Richtlinien folgt. Gemäß 
diesen muss der Mindest-
lohn mindestens 60 Prozent 
des Median-Einkommens be-
tragen. Zu dessen Ermittlung 
werden gleichenteils die 
Gruppe der Mehrverdienen-
den und die Gruppe derjeni-
gen, die unter dem Median 
liegen, herangezogen.  veo 

Online-Mitgliederbefragung

Warum sind Sie  
SoVD-Mitglied geworden?

Nehmen Sie an unserer 
Online-Umfrage unter 
www.sovd.de/mitgliederbefragung
teil – oder scannen Sie den QR-Code!

Mindestlohn parallel zum Me-
dian-Einkommen steigen und 
nicht erst zeitversetzt. 

Der Schutz, der mit dem Min-
destlohn einhergehen soll, wirkt 
überdies nur für Beschäftigte, die 
sich in Vollzeit noch im Erwerbs-
leben befinden. Bei Rentenein-
tritt sind viele erneut der Gefahr 
von Verarmung ausgesetzt. 

Das gilt umso mehr, als Men-
schen mit einem Stundenlohn 
von 15 Euro auch nach 45 Bei-
tragsjahren gerade mal auf mo-
natlich rund 1.100 Euro Renten-
höhe kommen. Darauf weist die 
SoVD-Vorstandsvorsitzende Mi-
chaela Engelmeier ebenfalls hin.

Armutsfester Mindestlohn 
wichtig für Zusammenhalt

Auch vor dem Hintergrund 
der zunehmenden Spaltung der 
Gesellschaft, die sich überaus 
deutlich in den Wahlergebnis-
sen der Bundestagswahl 2025 
und der vergangenen Landtags-
wahlen spiegelte, zeigt sich, wie 
wichtig ein armutsfester Min-
destlohn ist. Davon ist der SoVD 
überzeugt. Der Zusammenhang 
zwischen Einkommenshöhe und 
politischer sowie materieller 

Teilhabe sei bereits im WSI-Ver-
teilungsbericht 2024 deutlich 
geworden, betont Engelmeier 
klar: „Armut schränkt Teilha-
be ein, weil es zum Beispiel an 
Gütern des täglichen Bedarfs 
mangelt und ebenso für soziale 
Aktivitäten wie einen Kinobe-
such das Geld oft nicht ausreicht 
– auch deshalb dürfen wir nicht 
locker lassen!“

Die Erhöhung des gesetzli-
chen Mindestlohnes auf 15 Euro 
fänden im Übrigen 66 Prozent 
der Menschen richtig. 32 Prozent 
nannten dies „falsch“. Das geht 
aus einer Forsa-Umfrage her-
vor, die der Deutsche Gewerk-
schaftsbund (DGB) in Auftrag ge-
geben hatte. Auffallend ist dabei, 
dass vor allem Anhänger*innen 
von AfD und FDP mehrheitlich 
dagegen stimmten.

Nun bleibt die Entscheidung 
der Kommission abzuwarten. 
Die SoVD-Vorstandsvorsitzende 
fordert die Koalition auf, einzu-
greifen, falls die EU die Vorga-
ben für 60 Prozent des mittle-
ren Lohnes nicht berücksichtigt. 
„Dann muss die Politik überle-
gen, wie sie hier nachbessern 
kann!“  Veronica Sina 
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Zur Enthüllung der Plakette von Erich Kuttner kamen zahlreiche Mitglieder und Freund*innen des Verbandes. 
Fotos: Wolfgang Borrs

Neben dem Eingang zum 
„Erich-Kuttner-Haus“ erinnert 
nun eine Bronzetafel an den 
Mitbegründer des früheren 
Reichsbundes und heutigen 
SoVD. Zu deren Enthüllung wa-
ren haupt- und ehrenamtlich 
Aktive sowie Mitglieder von 
Verbandsrat und Bundeskonfe-
renz erschienen. 

Zu den Ehrengästen gehörten 
unter anderem Dennis Buchner 
(SPD, Vizepräsident des Abge-
ordnetenhauses von Berlin), Sig-
mount Königsberg (Antisemitis-
musbeauftragter der Jüdischen 
Gemeinde zu Berlin), Michael 
Groys (Referent im Zentralrat 
der Juden in Deutschland) und 
Keren Vogler (Antirassismus-
beauftragte des katholischen 
Sportverbandes DJK).

Kuttner trat für die Rechte 
von Kriegsversehrten ein

Zahlreiche Redebeiträge an 
diesem Tag erinnerten an das 
Engagement von Erich Kuttner. 
Dr. Felix Klein, Beauftragter der 
Bundesregierung für jüdisches 
Leben in Deutschland und den 
Kampf gegen Antisemitismus, 
sagte: „Als jüdischer Sozialde-

mokrat kämpfte er mit großem 
persönlichen Einsatz für die 
Rechte von Kriegsversehrten, 
von Menschen am Rande der 
Gesellschaft.“ Gleichzeitig äu-
ßerte Klein aber auch seine 
Sorge angesichts der aktuel-
len Entwicklungen.  Er warn-
te davor, dass Antisemitismus 
wieder offen zutage trete und 
jüdisches Leben in Deutschland 
erneut bedroht werde. 

Auch Dr. Gideon Joffe, Vor-
stand der Jüdischen Gemeinde 
zu Berlin, erinnerte an Kuttner 
als einen „vergessenen Helden“.  
Dass nun ein Haus des Ver-
bandes, den er mitgegründet 
hat, nach ihm benannt werde, 
bezeichnete Joffe als „ein wun-
derbares Geschenk und ein 
Zeichen dafür, dass wir Erich 
Kuttner viel stärker in die Öf-
fentlichkeit bringen sollten“.

Die journalistische Laufbahn 
Kuttners, der Redakteur bei der 
SPD-Zeitung „Vorwärts“ war, 
beleuchtete Kai Doering. Der 
stellvertretende Chefredakteur 
des „Vorwärts“ bekannte, sich 
an diesem Tag ein wenig mit-
geehrt zu fühlen, wenn „Namen 
aus der Redaktion weiterleben 
oder wie im Fall von Erich Kutt-
ner aufleben“.

SoVD zeigt Haltung für ein
solidarisches Miteinander

Für Alfred Bornhalm, stell-
vertretender Vorsitzender des 
SoVD-Verbandsrates, stand der 
Einsatz Kuttners, der als Soldat 
verletzt aus dem Ersten Welt-
krieg zurückgekehrt war, im Mit-
telpunkt: „Nachdem er sah, wie 

schlecht die Versorgungslage 
der Kriegsgeschädigten war, be-
schloss, er unseren Verband zu 
gründen, und war in den ersten 
Jahren Vorsitzender. In unserer 
heutigen Arbeit als SoVD geden-
ken wir Erich Kuttner und tragen 
sein Erbe mit uns.“

In gleicher Weise äußerte 
sich die Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier. Sie rich-
tete ihren Blick nach vorn und 
bekräftigte: „Gerade in Zeiten, 
in denen wir wieder zuneh-
mende Hetze, Ausgrenzung 
und Demokratieverachtung 
erleben, wollen wir Haltung 

Am 27. Mai benannte der SoVD seine Bundesgeschäftsstelle in „Erich-Kuttner-Haus“ um.  Der jüdische 
Mitbegründer des Verbandes, den die Nazis 1942 im Konzentrationslager Mauthausen ermordeten, wäre 
an diesem Tag 138 Jahre alt geworden. Mit der Namensgebung, so die Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier, wolle man Kuttners Erbe würdigen. Dieses stehe für die zentralen Werte des SoVD.

SoVD bekennt sich zu Wurzeln des Verbandes
Als „Erich-Kuttner-Haus“ erinnert die Bundesgeschäftsstelle in Berlin an jüdischen Gründungsvater

Die Vorständinnen Michaela Engelmeier (li.) und Sandra Fehlberg 
sowie Bruno Hartwig (li.), Vorsitzender der Bundeskonferenz, und 
Alfred Bornhalm, stellvertretender Vorsitzender des Verbandsrates.

Am Rande der Umbenennung bot die Ausstellung zur Geschichte 
des ältesten Sozialverbandes in Deutschland Anlass für ein Ge-
spräch zwischen Michaela Engelmeier und Dr. Felix Klein.

Vor dem Erich-Kuttner-Haus diskutierte man überaus angeregt 
miteinander (v. li.): Keren Vogler, Dr. Felix Klein, Dr. Gideon Joffe, 
Dennis Buchner und Michaela Engelmeier.

Der „Vorwärts“-Redakteur Kai 
Doering sprach quasi als Nach-
folger Erich Kuttners.

Dr. Gideon Joffe, Vorstand der 
Jüdischen Gemeinde zu Berlin, 
würdigte Kuttner in seiner Rede. 

zeigen – für ein friedliches, 
demokratisches und solidari-
sches Miteinander.“ jos

Weitere Informationen zur Ge-
schichte des Verbandes finden 
Sie online unter: www.sovd.de/
sozialverband/geschichte.

Das Video „SoVD ehrt jüdischen 
Gründervater“ können Sie unter: 
www.youtube.com/@SoVD_Bund 
anschauen.

Info
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Versorgung weist Mängel auf
Wie ist es um die Qualität der Versorgung in Pflegeheimen bestellt? Das wollte das Wissenschaftliche 

Institut der AOK herausfinden und untersuchte hierfür die vorliegenden Daten aus den Abrechnungen 
der Pflege- und Krankenkassen. Ihre Ergebnisse veröffentlichten die Expert*innen auf dem Onlineportal 
„Qualitätsatlas Pflege“ – und schlugen Alarm: Es gebe zum Beispiel riskante Dauerverordnungen von 
Beruhigungs- und Schlafmitteln sowie unter anderem auch Versäumnisse hinsichtlich der augenärzt-
lichen Vorsorge für an Diabetes erkrankte Pflegeheimbewohner*innen.

Für den Qualitätsatlas nah-
men die Fachleute kritische Er-
eignisse in der ärztlichen, pfle-
gerischen und therapeutischen 
Versorgung unter die Lupe. Mit 
dem Blick auf ganz Deutschland 
förderten sie dabei teils erheb-
liche regionale Unterschiede 
zutage. Verbesserungen seit 
der letzten Erhebung dieser Art 
stellten sie leider nicht fest.

Hohes Risiko bei dauerhafter 
Einnahme von Schlafmitteln 

Ein anhaltendes Problem, so 
die Auswertung, sei die Dauer-
verordnung von Beruhigungs- 
und Schlafmitteln. Bundesweit 
erhielten diese über sieben 
Prozent der Menschen im Pfle-
geheim. Das ist aus Sicht der 
Wissenschaftler*innen beunru-
higend, weil diese Arzneimittel 
nur kurzfristig schlaffördernd, 
beruhigend und angstlösend 
wirkten. Nach vier Wochen seien 
diese Effekte nicht mehr gege-
ben. Bei langfristiger Einnahme 
drohten neben einer Abhängig-
keit eine erhöhte Sturzgefahr 
sowie das Auftreten von Angst 
und Depressionen.

Solch risikoreiche Dauerver-
ordnungen kommen der Analy-
se zufolge im Westen Deutsch-
lands häufiger vor als im Osten. 
Während etwa Sachsen-Anhalt 
mit weniger als drei Prozent 
den niedrigsten Wert aufweist, 
erhält im Saarland mit nahezu 
16 Prozent bereits annähernd 

jeder sechste im Heim lebende 
Mensch Benzodiazepine oder 
ähnliche Mittel dauerhaft.

Mangelnde Vorsorge 
ist gesundheitsgefährdend

Weitere Defizite deckten 
die Fachleute der AOK an den 
Schnittstellen zur ambulant-
ärztlichen Versorgung auf. Bun-
desweit erhielten demnach fast 
80 Prozent der an Diabetes er-
krankten Heimbewohner*innen 
keine augenärztliche Vorsorge. 
Dabei sehen medizinische Leit-
linien regelmäßige Kontrollen 
für diesen Personenkreis expli-
zit vor, um Veränderungen der 
Netzhaut möglichst frühzeitig 
zu erkennen und den Verlust 
der Sehkraft zu vermeiden.

Neben den genannten 
Beispielen untersuchte das 
Expert*innenteam eine Vielzahl 
weiterer Zusammenhänge. Zu 
diesen gehörten unter anderem 
die Einweisungen von Demenz-
kranken ins Krankenhaus auf-
grund von Flüssigkeitsmangel, 
das Auftreten eines Druckge-
schwürs (Dekubitus) oder auch 
vermeidbare Klinikaufenthalte 
am Lebensende. 

Gegliedert nach den drei 
Schnittstellen „fehlende Prophy-
laxe und Prävention“, „kritische 
Arzneimittelversorgung“ und 
„vermeidbare Krankenhaus-
aufenthalte“ sind die regional 
vergleichbaren Ergebnisse on-
line unter: www.qualitaetsatlas- 
pflege.de einsehbar. jos / AOK

Wissenschaftliches Institut der AOK beleuchtet Defizite in Pflegeheimen

Alles andere als beruhigend: Von 100 Menschen im Pflegeheim 
nehmen sieben Personen täglich Beruhigungsmittel ein.

Foto: David Pereiras / Adobe Stock

Mitte Juni traf Michaela En-
gelmeier die neue Bundesmi-
nisterin für Arbeit und Soziales, 
Bärbel Bas (SPD). In dem ersten 
persönlichen Gespräch standen 
die im Koalitionsvertrag ver-
einbarten Maßnahmen zu so-
zialpolitischen Themen im Mit-
telpunkt: Rente, Mindestlohn, 
Bürgergeld, Barrierefreiheit 
und ein inklusiver Arbeitsmarkt.

Das Treffen fand in sehr 
freundlicher Atmosphäre statt. 
Beide Seiten waren sich einig 
darüber, den begonnenen Dia-
log fortsetzen zu wollen. 

Treffen mit 
Ministerin 
Bärbel Bas

Die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier mit der Bun-
desministerin für Arbeit und Soziales, Bärbel Bas (SPD). 

SoVD im Gespräch
Die Zahl der Pflegebedürftigen hat sich allein in den vergange-

nen zehn Jahren mehr als verdoppelt und bewegt sich zusehends in 
Richtung sechs Millionen. Ausschlaggebend für diese Entwicklung 
dürfte sein, dass seit 2017 auch Menschen mit kognitiven, psychi-
schen oder psychiatrischen Einschränkungen Anspruch auf Leistun-
gen der Pflegeversicherung haben. Um über deren Zuerkennung 
letztlich entscheiden zu können, beauftragen die Pflegekassen den 
Medizinischen Dienst damit, eine Begutachtung durchzuführen. 
Jetzt zog dieser im „Report Pflegebedürftigkeit“ Bilanz.

Dabei zeigte sich unter anderem, dass die meisten Versicherten 
die pflegerische Versorgung zu Hause durch An- und Zugehörige 
organisieren. Sie beantragen Pflegegeld und verzichten dabei auf 
professionelle Unterstützung. Aus Sicht des Medizinischen Dienstes 
kommt der Erstbegutachtung daher eine besondere Bedeutung zu. 
Bei dieser gelte es, die Weichen für die Versicherten so zu stellen, 
dass sich die Pflegesituation stabilisiere. 

Schon heute legen die Gutachter*innen nicht nur den Pflegegrad 
fest, sondern sprechen auch individuelle Empfehlungen aus, wie 
Versicherte ihre Selbstständigkeit erhalten und einer Verschlimme-
rung vorbeugen können. Darauf würde sich der Medizinische Dienst 
Bund künftig gerne stärker konzentrieren. In seinem Report spricht 
er sich dafür aus, die Pflegebegutachtungen zu modernisieren und 
zu einem Fallmanagement auszubauen. jos 

Bessere Unterstützung 
der Pflege zu Hause

Medizinischer Dienst Bund legt Report vor

In Berlin stellte der Medizinische Dienst Bund seinen „Report 
Pflegebedürftigkeit“ vor. Eines der Ergebnisse: Knapp 90 Prozent 
der Menschen mit Anspruch auf Leistungen der Pflegeversiche-
rung leben in eigener Häuslichkeit. Auf ebenjenen Personenkreis 
möchte sich der Medizinische Dienst bei seinen Begutachtungen 
künftig stärker konzentrieren.

Mitte Juni tagte die Gesund-
heitsministerkonferenz der Län-
der. Hierzu legte die wenige Tage 
zuvor zur Pflegebevollmächtig-
ten ernannte Katrin Staffler einen 
Bericht vor, in dem sie von den 
Fachpolitiker*innen unter anderem 
eine generationenfeste Finanzie-
rung der Pflegeversicherung for-
dert. Zudem, so die CSU-Politikerin, 
müsse das Augenmerk künftig stär-
ker auf den Kommunen und ihren 
Pflegestrukturplanungen liegen.

Staffler sieht darin ein wichtiges 
Instrument, um etwa Angebote zur Vorsorge leichter zugänglich 
zu machen. Sie sagte: „Kommunen leisten hier heute schon einen 
wichtigen Beitrag. Durch gezielte finanzielle Impulse von Bund 
und Ländern könnte vor Ort noch deutlich mehr erreicht werden. 
Ich denke dabei beispielsweise an die Bereitstellung geeigneter 
Räumlichkeiten beziehungsweise Vernetzungsinitiativen zwischen 
haupt- und ehrenamtlichen Strukturen.“ 

Die Bevollmächtigte sprach sich zudem dafür aus, Menschen mit 
Pflegebedarf und ihre Angehörigen an Planungs- und Entschei-
dungsprozessen stärker zu beteiligen. Denn dabei, so die 43-Jährige, 
gehe es um deren Bedürfnisse und Wünsche, nach denen sich die 
Pflege ausrichten müsse.

Darüber hinaus will Katrin Staffler die Situation sogenannter 
24-Stunden-Kräfte verbessern. Gemeint sind Betreuungskräfte, die 
Menschen rund um die Uhr pflegen und bei diesen mit im Haushalt 
wohnen. Hier brauche es eine rechtssichere Lösung, die Familien für 
diese Variante der Betreuung Rechtssicherheit gebe. jos

Pflegebevollmächtigte
fordert Mut zu Reformen

Katrin Staffler: Pflege steht an einem Scheideweg

Katrin Staffler (MdB, CSU) ist die neue Bevollmächtigte der Bun-
desregierung für Pflege. Sie warb bei Bund und Ländern für mutige 
Entscheidungen, um tiefgreifende Strukturreformen im Bereich der 
Pflegeversicherung anzugehen.

Katrin Staffler
Foto: Staffler
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Jede*r Zweite würde in Rente arbeiten
In der Rente steuerfrei hinzuverdienen? Entsprechende Pläne der Bundesregierung kommen bei den 

Bürger*innen einer aktuellen Umfrage zufolge gut an. Fast die Hälfte der Deutschen würden demnach 
für einen steuerfreien Zuverdienst weiter arbeiten gehen.

In einer Insa-Befragung vom 6. 
bis zum 10. Juni gaben 45 Prozent 
an, dass sie weiter arbeiten wür-
den, wenn die Bundesregierung 
die „Aktivrente“ einführen sollte. 
Sie sieht vor, dass Beschäftigte 
nach Eintritt ins gesetzliche Ren-
tenalter monatlich 2.000 Euro 
steuerfrei zur Rente dazuverdie-
nen können. 38 Prozent der Be-
fragten lehnten es laut Umfra-
geergebnissen ab, nach diesen 
Konditionen weiterzuarbeiten. 
17 Prozent der insgesamt 1.002 
wahlberechtigten Befragten äu-
ßerten sich nicht. 

Von der „Aktivrente“ profitieren 
diejenigen, die ihre Altersruhezeit 
flexibel und individuell gestalten 
möchten – oder aber müssen. 
Bislang sind zusätzliche Einkünf-
te grundsätzlich zu versteuern. 
Es gibt jedoch Ausnahmen und 
Freibeträge: Minijobs bis zu 556 
Euro im Monat (bzw. 6.672 Euro 
im Jahr) sind für Rentner*innen 
steuerfrei oder steuerarm. Für 
den Zugewinn an Fachkräften ist 
dies aus SoVD-Sicht zu begrüßen. 

Maßnahmen müssen aber 
auch darauf abzielen, dass Men-

schen, die länger arbeiten möch-
ten, dies auch können. Viel mehr 
Arbeitsplätze müssen entspre-
chend altersgerecht ausgestaltet 
sein. Auch eine gesunderhalten-
de Umgebung während des Er-
werbslebens ist wichtig.

Der SoVD vertritt die grund-
sätzliche Auffassung, dass es vor 
allem gute Jobs mit guter Be-
zahlung im Erwerbsleben sind, 
die eine auskömmliche Rente 

sichern. Neben der weiteren Er-
höhung des Mindestlohnes sind 
die gleiche Bezahlung von Frau-
en und Männern, die Aufwertung 
sozialer Berufe, die Umwandlung 
von Minijobs in sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungen,  
ein besseres Angebot an Kinder-
betreuung sowie eine bessere 
Berücksichtigung von Pflegezei-
ten dafür wesentliche Vorausset-
zungen.  veo / dpa

Umfrage: Die Mehrzahl begrüßt geplanten steuerfreien Hinzuverdienst 

Die „Aktivrente“ ließe Ältere länger am Arbeitsleben teilhaben.
Foto: Dwi Anoraganingrum / picture alliance / Geisler-Fotopress

Zu wenig Organspender*innen
Nur ein Viertel der Menschen in Deutschland sind als Organspender registriert; nötig wären deutlich 

mehr. Anlässlich des Tages der Organspende bedankte sich die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier bei alle Spender*innen und sprach ihnen Respekt aus. 

Organspender*innen sind 
Lebensretter. Doch in Deutsch-
land herrscht ein eklatanter 
Mangel. Anlässlich des Tages 
der Organspende am 7. Juni 
forderte Bayerns Gesundheits-
ministerin Judith Gerlach (CSU) 
eine grundlegende Reform 
des Transplantationsrechts 
und die Einführung der Wi-
derspruchslösung. Danach gilt 
jeder Mensch als potenzielle*r 
Organspender*in – es sei denn, 
er oder sie hat zu Lebzeiten wi-
dersprochen.

„Der Organmangel in 
Deutschland ist signifikant“, be-
tonte Gerlach. 2023 spendeten 
nur 953 Menschen postmortal 
Organe, während rund 8.100 
Patient*innen auf ein lebens-
rettendes Organ warteten. Die 
Widerspruchslösung könne 
helfen, mehr Bürger*innen für 
das Thema zu sensibilisieren, 
so Gerlach. Zusätzlich brauche 
es eine breite Aufklärung und 
Schulungen in Kliniken.

Unterstützung erhielt sie 
vom Medizinischen Vorstand 
der Deutschen Stiftung Organ-

transplantation (DSO), Axel 
Rahmel. Nur bei etwa 15 Prozent 
der gemeldeten potenziellen 
Spender*innen liege eine do-
kumentierte Entscheidung vor.
Fehlt diese, müssen Angehörige 
entscheiden – oft überfordert in 
ihrer Trauer. Die Folge: Nur rund 
ein Viertel stimmt der Organ-
spende zu. Bei dokumentiertem 
Willen sind es über 75 Prozent. 

Der SoVD betont die Bedeu-
tung umfassender Aufklärung 
und respektvoller Auseinan-
dersetzung mit dem Thema. Mi-
chaela Engelmeier äußerte sich 
zum Tag der Organspende und 
bezeichnete sie als „selbstlosen 
Akt der Nächstenliebe. Wer sich 
dafür entscheidet, verdient un-
ser aller Dank und unseren Re-
spekt.“ str

Bayrische Gesundheitsminister fordert Einführung von Widerpruchslösung

Ein Spenderorgan kann Leben retten. Doch es stehen mehr Men-
schen auf der Warteliste, als mit Organen versorgt werden können. 

Foto: Dan Race / Adobe Stock

Gegen teure Arzneien
Krankenkassen für Kostendämpfer bei Medikamenten

Zur Krankheitsbehandlung gehören Medikamente häufig dazu. 
Deren Finanzierung wird aber immer teurer – besonders, wenn es 
um neue Präparate für seltene Erkrankungen geht. Angesichts der 
stark gestiegenen Ausgaben dringen die gesetzlichen Krankenkas-
sen auf rasche Kostendämpfer. 

Von 2012 bis 2024 hätten 
sich die jährlichen Ausgaben im 
Bereich der Praxen um 29 Mil-
liarden Euro auf 56 Milliarden 
Euro erhöht, sagte vor Kurzem 
die stellvertretende Chefin des 
GKV-Spitzenverbandes, Stefa-
nie Stoff-Ahnis. Treiber Nummer 
eins sei der Markt für neue Arz-
neimittel mit Patentschutz.

Man sei an echten Innovatio-
nen und Verbesserungen inte-
ressiert, hieß es weiter. Die ge-
setzliche Krankenversicherung 
gebe jedoch deutlich zu viel 
Geld für „Wirkstoffe ohne nach-
gewiesenen Zusatznutzen“ aus. 
Hintergrund sind gesetzliche 
Regeln zur Preisbildung, die bei 
Medikamenten für seltene Erkrankungen zunächst keine Nutzenbe-
wertungsverfahren vorsehen. Der Kassenverband fordert zur Kosten-
dämpfung eine Senkung der Mehrwertsteuer auf Medikamente auf 
sieben Prozent. Langfristig müsse es zu einer vollen Nutzenbewer-
tung auch für Arzneimittel für seltene Erkrankungen kommen.  Bei 
neuen Zell- und Gentherapien lägen Spitzenpreise aktuell bei zwei 
bis vier Millionen Euro je Patient*in und Behandlung. veo / dpa 

Foto: O. Farion / Adobe Stock

Medikamente gegen seltene Er-
krankungen sind oft extrem teuer.

Viele Hausärzt*innen 
planen ihren Ausstieg 

Bertelsmann Stiftung rät zu mehr Digitalisierung

Das Versorgungsnetz mit Hausärzt*innen hat jetzt schon Lücken. 
Diese könnten sich bald vergrößern, so das Ergebnis einer repräsen-
tativen Umfrage unter den bundesweit knapp 56.000 Hausärzt*innen 
im Auftrag der Bertelsmann Stiftung und der Uni Marburg. 

Laut den Antworten der knapp 
3.700 Teilnehmer plant ein Vier-
tel der Befragten, seine Arbeit in 
den nächsten fünf Jahren aufzu-
geben. Wer den Job weitermacht, 
will eine Reduzierung der Wo-
chenarbeitszeit um im Schnitt 
zwei Stunden umsetzen.

Laut Bertelsmann Stif-
tung sind bereits heute mehr 
als 5.000 Hausärzt*innen-
sitze nicht besetzt. Da der 
Ärzt*innennachwuchs die Lü-
cke nicht füllen kann, wird sich 
demnach die Zahl der fehlenden 
Allgemeinmediziner*innen im 
besagten Zeitraum verdoppeln. 

Nach Überzeugung der Stiftung 
muss diese Entwicklung aber 
nicht automatisch zu Einbußen bei der Versorgung führen. Es gelte, 
bislang ungenutzte Potenziale zu heben. So nutzten die Befragten laut 
ihren Antworten rund 80 Prozent ihrer Arbeitszeit für Sprechstunden 
und Hausbesuche. Den Rest setzten sie für Verwaltungsaufgaben und 
Fortbildungen ein. Um die Praxen zu entlasten, müssten die Termin-
vergabe, der Befundaustausch, Diagnostik und Behandlungsabläufe 
noch stärker digitalisiert werden, schlägt die Bertelsmann Stiftung 
vor. Allerdings berichtet jede*r Vierte der Befragten, dass Software-
Probleme die Arbeit in der Praxis mehrmals am Tag beeinträchtigten. 
70 Prozent sahen an, ein großes zeitliches Einsparpotenzial bei der 
Übertragung bestimmter Aufgaben an nichtärztliche Berufsgruppen 
wie medizinische Fachangestellte oder Pflegekräfte . veo / dpa 

Software-Probleme beeinträch-
tigen oft die Arbeit in Praxen. 

Foto: Tim Wegner / picture alliance
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Trickbetrug am Telefon
Rentenversicherung warnt vor falschen Anrufer*innen

Angebliche Schulden sollen dazu führen, dass die Rente gepfän-
det wird. Das behaupten derzeit kriminelle Anrufer*innen. Sie wol-
len ältere Menschen verunsichern und dann betrügen. Die Deutsche 
Rentenversicherung (DRV) warnt von der neuen Betrugsmasche. 

Gleichstellung und Klimaschutz 
Mitte Juni traf sich der Frauenpolitische Ausschuss (FPA) des SoVD. Als Gastreferentin war Dr. Ka-

tharina Jacke von der Bundesstiftung Gleichstellung zu Gast. Sie stellte die Ergebnisse des im März 
erschienenen Vierten Gleichstellungsberichtes der Bundesregierung vor. 

Einmal pro Legislaturperiode 
veröffentlicht die Bundesregie-
rung den Gleichstellungsbe-
richt. Jeder Bericht hat einen 
anderen Schwerpunkt. Der 
im März erschienene vierte 
Gleichstellungsbericht, hatte 
das Thema „Gleichstellung in 
der sozial-ökologischen Trans-
formation“.

Der Frauenpolitische Aus-
schuss des SoVD setzt sich in-
tensiv mit den Erkenntnissen 
aus dem Bericht auseinander. 
Als Gast eingeladen war Dr. Ka-
tharina Jacke von der Bundes-
stiftung Gleichstellung. Sie ging 
detailliert auf die Ergebnisse 
des Berichtes ein. 

Der Gleichstellungsbericht 
der Bundesregierung zeigt: Der 
Klimawandel und die Maßnah-
men zu seiner Bewältigung 
wirken sich ungleich auf ver-
schiedene Bevölkerungsgrup-
pen aus – insbesondere Frauen 
sind stärker betroffen. Sie leben 
häufiger in schlecht gedämm-
ten Wohnungen, leiden stärker 
unter Hitzewellen und sterben 
häufiger aufgrund von Hitze-
wellen.

Auch in Bereichen wie Mobi-
lität, Ernährung und Landwirt-
schaft zeigen sich geschlechts-

spezifische Unterschiede. 
Frauen nutzen mehr öffentliche 
Verkehrsmittel und greifen öfter 
zu nachhaltigen Lebensmitteln 
– tragen also mehr zur umwelt-
freundlichen Lebensweise bei, 
haben jedoch weniger Zugang 
zu politischen und wirtschaftli-
chen Entscheidungsstrukturen.

Technikorientierte Klimastra-
tegien begünstigen derzeit vor 
allem männlich dominierte 
Branchen. Der Bericht fordert 

daher, soziale Aspekte und 
Gleichstellung stärker in den 
Mittelpunkt zu stellen. Eine fai-
re Transformation müsse alle 
Lebensrealitäten berücksichti-
gen – durch gezielte Förderung, 
gerechte Ressourcenverteilung 
und gleichberechtigte Teilha-
be. Der Bericht formuliert als 
Aufgabe des Staates, nachhal-
tige und geschlechtergerechte 
(Versorgungs-)Strukturen zu 
gewährleisten.  str 

Bericht der Bundesregierung zeigt: Der Klimawandel trifft Frauen stärker

Mitglieder und Gäste beim Treffen des FPA, v. li.: Annette Krämer, 
Charlotte Stibbe, Susanne Langhagel, Laura Priebe, Gudrun Karp, 
Dr. Katharina Jacke, Dr. Simone Real, Jutta König, Claudia Materne, 
Karin Schwendler und Henriette Wunderlich. 

Foto: Fabian Müller-Zetzsche

Bundesweit geben sich neuer-
dings Kriminelle als Mitarbeiten-
de der DRV aus und versuchen, 
unter diesem Vorwand Geld zu 
kassieren. Die Anrufer*innen 
geben vor,  im Sinne von 
Rentner*innen im Falle einer 
drohenden Rentenpfändung zu 
vermitteln. Diese hätten angeb-
lich vor Jahren ein Lotto-Abo 
abgeschlossen, wodurch ihnen 
mehrere tausend Euro Schul-
den entstanden seien. Den ver-
meintlichen Abschluss soll ein 
Tonbandmitschnitt untermauern. 
Die Kriminellen behaupten, eine 
Pfändung abwenden zu können, 
indem sie mit der Anwaltskanzlei 
der Gegenpartei einen Vergleich 
abschlössen, so die DRV. Dafür müssten Angerufene sofort einen 
Teilbetrag der angeblich offenen Forderung überweisen. Die DRV rät 
Betroffenen, kein Geld an die Betrüger*innen ins In- oder Ausland zu 
überweisen. Stattdessen sollten sie einfach auflegen und sich umge-
hend mit der örtlichen Polizei in Verbindung setzen. 

Wer möchte, kann selbst bei der DRV nachfragen. Die kostenfreie 
Hotline ist unter 0800 / 10 00 48 00 zu erreichen.  veo / dpa 

Erst verunsichern, dann kassie-
ren ist die altbekannte Masche.

Foto: hanafujikan / Adobe Stock

Am 4. Juni kamen die Landesgeschäftsführer*innen der nicht 
selbstständigen Landesverbände auf Einladung der SoVD-Vor-
ständinnen Michaela Engelmeier und Sandra Fehlberg zu einem 
Arbeitstreffen ins Erich-Kuttner-Haus nach Berlin. Auch die Abtei-
lungsleitungen im SoVD-Bundesverband nahmen an dem Treffen 
teil. Vor dem intensiven Austausch auf Arbeitsebene standen Be-
richte aller Beteiligten sowie ein Referat von Steuerberaterin Na-
dine Zimmermann (Schomerus & Partner) auf der Tagesordnung.

Auf dem Foto (v. li.): Stefan Arndt, Abteilungsleiter Mitglieder-
verwaltung und zentrale Dienste, Fabian Müller-Zetzsche, Abtei-
lungsleiter Sozialpolitik, Zsanett Weber, Büroleitung LV Bayern, 
Christine Weidenauer, Sekretärin LV Hessen, Holger Güssau, Lan-
desgeschäftsführer LV Mitteldeutschland, Heike Sommerauer-
Dörzapf, Landesgeschäftsführerin LV Baden-Württemberg, San-
dra Fehlberg, SoVD-Vorständin im Bundesverband, Anja Fuchs, 
Assistentin politisches Marketing, Diana Dubiel, Abteilungsleite-
rin Recht und Personal, Stefanie Lausch, Abteilungsleitung Vor-
stand / Marketing, Veronica Sina, Abteilungsleiterin Redaktion & 
Digitale Medien, Peter-Michael Zernechel, Leiter der Pressestelle / 
Bundespressesprecher, Diana Maleschewski, Landesgeschäfts-
führerin LV Bremen, und Britta Bahr, Abteilungsleiterin Finanzen. 

Konstruktiver Austausch
Zum Ende des Arbeitstreffens gab es ein gemeinsames Foto.  

Gewalt gegen Frauen im Alter
Sie schweigen und schämen sich – und das seit vielen Jahren. Wenn ältere Frauen Opfer häuslicher 

Gewalt geworden sind, behalten sie das oft für sich. Sich jemandem anzuvertrauen, erfordert große 
Überwindung. In einer Kölner Beratungsstelle finden Betroffene Hilfe.

Häusliche Gewalt im Alter ist 
ein Tabuthema, über das nur we-
nig bekannt ist. Die Betroffenen 
sind meistens Frauen. Für sie 
gibt es kaum Anlaufstellen. Eines 
der wenigen Projekte, das Hilfe 
bietet, ist die Kölner Beratungs-
stelle Paula. Seit Jahresbeginn 
richtet der Verein eine spezielle 
Fachberatung für ältere Frauen, 
die Opfer von häuslicher oder 
sexualisierter Gewalt sind, aus.

„Für ältere Frauen ist es oft 
besonders schwierig, mit Außen-
stehenden über ihre Erfahrungen 
zu sprechen“, sagt Projektleiterin 
Denise Klein. „Sie stammen aus 
einer Generation, in der häus-
liche Gewalt tabuisiert und als 
Privatsache betrachtet wurde.“ 
Das Thema sei für diese Frauen 
sehr schambehaftet. „Bei uns er-
leben sie es oft zum ersten Mal, 
dass ihnen jemand zuhört und 
auch glaubt“, sagt „Paula“-Mitar-
beiterin Daniela Halfmann. 

Viele der Frauen hätten über 

Jahrzehnte Gewalt erfahren 
und eine hohe Leidensfähigkeit 
entwickelt. Gerade bei Lebens-
einschnitten wie dem Renten-
eintritt des Mannes oder der 
Erkrankung des Partners könne 
die Situation dann eskalieren. 

Die Klientinnen werden in 
der Beratung längere Zeit be-
gleitet. Ziel ist es, dass die Frau 
eine möglichst kompetente 
Entscheidung treffen kann, ob 
sie die Beziehung beenden will 
oder nicht.  dpa

Kölner Projekt Paula hilft älteren Frauen, die zu Hause Gewalt erfahren

Konflikte in der Ehe können in Gewalt umschlagen. Gerade für 
ältere Frauen ist es schwierig, dann einen Ausweg zu finden. 

Foto: Rido / Adobe Stock
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Foto: Sascha Pfeiler

Den 27. Juni hat sich Tyll-Ni-
klas Reinisch dick im Kalender 
angestrichen. Denn an diesem 
Tag veröffentlicht die Deutsche 
Fußball Liga (DFL) die Spielplä-
ne für die kommende Saison 
der 1. und 2. Bundesliga. „Das 
wird ein Feiertag in der Fami-
lie“, betont Tyll im Gespräch. Für 
ihn geht es dann nicht nur dar-
um zu erfahren, wann sein Lieb-
lingsverein Bayern München 
gegen welchen Gegner spielt, 
sondern er markiert auch den 
Beginn seiner Reiseplanungen. 

Denn Tyll verfolgt ein ambitio-
niertes Ziel: innerhalb von zwei 
Jahren will der 27-jährige alle 
36 Stadien der ersten und zwei-
ten. Bundesliga besuchen und 
auf Barrierefreiheit überprüfen. 
Begonnen hat er damit im März 
2024; am Ende der abgelaufe-
nen Saison stand er bei 22 Be-
suchen in der ganzen Republik. 

Tyll sitzt seit seiner Kindheit 
im Rollstuhl. Mit seinem Projekt 

„Behindert nicht den Fußball“ 
zeigt er den Stadionbesuch 
und das Drumherum inklusive 
Ticketkauf und Anreise aus sei-
ner Sicht. Sein Ziel ist es, neue 
Perspektiven aufzuzeigen und 
andere Stadionbesucher*innen 
für die Belange von Sportfans 
mit Behinderungen zu sensibi-
lisieren. 

Berichte in Social-Media-
Videos und als Text

Die Schwierigkeiten begin-
nen für Tyll häufig schon weit 
vor dem eigentlichen Stadion-
besuch. „Beim Ticketkauf gibt 
es keine Einheitlichkeit und oft 
keine Transparenz“, beklagt der 
Schleswig-Holsteiner. Während 
andere Fußballfans mit weni-
gen Klicks ein Ticket erwerben  
können, dauere es bei ihm bis 
zu zwei Wochen, in denen er 
viele E-Mails schreiben müsse, 
bis er endlich seine Karten spe-
ziell für Rollstuhlplätze erhält. 

Dass es auch besser geht, hat 
er beispielsweise bei Eintracht 
Braunschweig erlebt. Hier kön-
nen Rollstuhlfahrer*innen ihre 
Eintrittskarten ohne Umwege im 
regulären Ticketshop erwerben. 

Doch sein Hauptaugenmerk 
liegt auf den Gegebenheiten 
vor Ort. Dabei achtet er auf vie-
le Dinge: Wie rollstuhlgerecht 
ist die Anreise? Wie verläuft der 
Einlass? Sind die Plätze gut zu 
erreichen? Können Begleitper-
sonen in der Nähe sitzen? Sind 
die Sanitäranlagen barrierefrei?

Seine Besuche nimmt Tyll 
mit der Handykamera auf. Nach 
den Spielen veröffentlicht er 
dazu Videos bei Youtube, Tik-
tok und Instagram. Außerdem 
verfasst er detaillierte Berichte 
auf seinem Blog. Alle Kanäle 
sind über die Website www.
behindertnichtdenfussball.de 
zu erreichen. In einen Bericht 
investiert er im Schnitt zwei 
komplette Wochenenden. 

Als Influencer sieht er sich 
dabei nicht. Ihm geht es um die 
Sache, und er betont: „Mit mir 
ist kein Marketing zu machen.“ 
Um ein authentisches Erlebnis 
zu haben, kündigt er seine Be-
suche den Vereinen im Vorfeld 
nicht an. Diese würden sich al-
lerdings manchmal später bei 
ihm melden. 

Von Dortmund bis Elversberg 
hat Tyll schon Stadion verschie-
denster Größe und Bauart be-
sucht. Generell seien neuere 
Spielstätten wie etwa in Karls-
ruhe in puncto Barrierefreiheit 
häufig besser. Doch auch in 
älteren Stadien könne es ein 
super Sporterlebnis geben. 
Beispielhaft nennt er Kiel, wo 

er die herzliche Fanbetreuung 
hervorhebt. 

Einen Einfluss auf die Barrie-
refreiheit habe auch die Euro-
pameisterschaft im vergange-
nen Jahr gehabt. Aufgrund von 
UEFA-Vorgaben habe es in den 
Spielstätten etwa in Hamburg, 
Berlin und München Verbesse-
rungen gegeben. Kritisch sieht 
Tyll in diesem Zusammenhang 
die Situation in Dortmund. Hier 
seien die Umbauten für mehr 
Barrierefreiheit direkt nach der 
EM wieder zurückgenommen 
worden. 

Nach seinen Erfahrungen 
stünden die großen Arenen 
mehr im Fokus, doch Investiti-
onen und Verbesserungen bei 
der Barrierefreiheit seien laut 
Tyll insbesondere in der Flä-
che nötig, damit wirklich alle 
Fußballfans ein barrierefreies 
Stadionerlebnis haben könnten.

Er hat auch schon darüber 
nachgedacht, „Behindert nicht 
den Fußball“ international zu 
betreiben. Mit Fans von Ein-
tracht Frankfurt reiste er zu 
einem Europa-League-Spiel in 
Istanbul und musste feststel-

Fußball ist in Deutschland der Volkssport Nummer Eins. Doch für längst nicht allen ist der Sta-
dionbesuch ohne Hürden möglich. Tyll-Niklas Reinisch ist ein junges SoVD-Mitglied und prüft mit 
seinem Projekt „Behindert nicht den Fußball“, wie zugänglich Stadien für Menschen im Rollstuhl sind. 
Aufseinen Social-Media-Kanälen und in seinem Blog lässt er alle daran teilhaben. 

Einsatz für einen Fußball ohne Hindernisse
Tyll-Niklas Reinisch ist Mitglied der SoVD-Jugend und testet deutschlandweit Stadien auf Barrierefreiheit

Weit weg vom Geschehen, aber gute Sicht auf das Spielfeld: Tyll-
Niklas Reinisch im Berliner Olympiastadion. 

len: „Dort waren sie absolut 
nicht auf Rollstuhlfahrer ein-
gestellt“. Und Für einen mög-
lichen Besuch bei Arsenal Lon-
don verlangte der Klub von ihm 
ein Gutachten einer englischen 
Arztpraxis, damit er überhaupt 
Tickets erwerben könnte. 

Engagement in der 
SoVD-Jugend

Zwei Dinge liegen Tyll beson-
ders am Herzen: Inklusion und 
Diversität. Dafür setzt er sich 
nicht nur beim Sport und im 
Beruf als Inklusionsmanger bei 
einem Sportverband ein, son-
dern auch im SoVD. Über ein 
Beratungsanliegen kam er in 
den Verband und engagiert sich 
mittlerweile auch als Mitglied 
des Bundesjugendvorstandes. 
„So kann ich mein Know-how 
auch ins Ehrenamt einfließen 
lassen“, betont er. 

Ab dem 22. August rollt in 
der Bundesliga wieder der Ball, 
die zweite Liga fängt schon 
drei Wochen früher an. Ab dann 
kann man Tyll-Niklas Reinisch 
wieder in den Stadien des Lan-
des treffen.  Sebastian Triesch

Was nützt es, nah am Rasen zu sein, wenn man den Ball nicht sieht? 
Eine unbefriedigende Erfahrung in Ulm. 
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Prof. Dr. Ursula Engelen-Kefer hat 
zum 1. Juni alle Ämter beim SoVD 
niedergelegt. Engelen-Kefer, die 
am 20. Juni 82 Jahre alt wurde, ist 
seit 2008 Mitglied. 

Seit November 2015 war sie 
Beisitzerin im Bundesvorstand; 
von November 2019 bis Dezember 
2023 als Vizepräsidentin. Seit Ende 
2015 war sie Mitglied im Sozialpo-
litischen Ausschuss (SPA), ab 2024 
Vorsitzende des Gesellschaftspoli-
tischen Ausschusses (GPA). Lange leitete sie zuvor den Arbeitskreis 
Sozialversicherung. Dem SPA Berlin-Brandenburg saß sie seit 2011 
vor. Sie war Vorsitzende im KV Berlin-Ost und seit März 2019 Lan-
desvorsitzende. Dem Verbandsrat gehörte sie seit Januar 2024 an. 

Der SoVD dankt Ursula Engelen-Kefer für ihr mit größtem Sach-
verstand eingebrachtes Engagement und wünscht ihr alles Gute!

Personalien

Ehrenamt beugt Einsamkeit vor
Was braucht es für ein gutes Leben im Alter und wie kann man Einsamkeit vorbeugen? Mit Fragen 

dieser Art beschäftigte sich in Mecklenburg-Vorpommern zwei Jahre lang ein Runder Tisch. Nun legte 
das zuständige Sozialministerium dazu den Abschlussbericht vor. Freiwilliges Engagement, so eines 
der Ergebnisse, könne sich im Bereich der Vorsorge besonders sinnstiftend auswirken.

Im bundesweiten Vergleich 
hat Mecklenburg-Vorpommern  
die älteste Bevölkerung. Dort ist 
jede*r Vierte älter als 65 Jahre. 
Zudem lebt in etwa der gleiche 
Anteil der Bevölkerung allein 
(23 Prozent). Wie kann man vor 
diesem Hintergrund einer Ver-
einsamung im Alter wirksam 
vorbeugen? 

Angebote möglichst nah 
und ohne zusätzliche Kosten

Ein vom Landessozialminis-
terium eingesetzter Runder 
Tisch lieferte hierzu Antwor-
ten. Entscheidend seien unter 
anderem ein gutes soziales 
Netzwerk, eine wohnortnahe 
Infrastruktur mit altersgerech-
ten Wohnbedingungen sowie 
freiwilliges Engagement oder 
ein Ehrenamt. 

Sozialstaatssekretärin Sylvia 
Grimm (SPD) wies dabei auch 
auf die Bedeutung der Mobili-
tät gerade im ländlichen Raum 
hin. Wichtig sei, dass Menschen 
die Gelegenheit hätten, sich 
wohnortnah zu treffen, ohne 
dass es gleich ein Café sein 
muss, in dem man Geld ausgibt. 
Begegnungsstätten, Mehrgene-
rationenhäuser, Seniorentreffs, 
Bibliotheken, Sportplätze, 
Dorfgemeinschaftshäuser und 

Veranstaltungsräume seien 
deshalb von großer Bedeutung. 

Sport und Ehrenamt machen
ein Miteinander möglich

Mit Blick auf derartige Orte 
empfiehlt auch der Abschluss-
bericht des Runden Tisches, 
diese konsumfrei oder kosten-
los zu gestalten und mit kleinen 
Mahlzeiten zu verknüpfen, da-
mit Menschen sich Begegnung 
oder freiwilliges Engagement 
auch leisten könnten. 

Unabdingbar seien darüber 
hinaus kommunikative Orte wie  

Parkanlagen, Kleingartenverei-
ne oder Plauderbänke.

Grimm unterstrich zudem die 
Bedeutung von gesundheitli-
cher Prävention und einer Stär-
kung der Medienkompetenz: 
„Sport, aber auch kulturelle 
gesellige Aktivitäten bieten 
ebenso Gemeinschaft und Be-
gegnung wie das Ehrenamt.“ 
Außerdem riet die SPD-Poli-
tikerin dazu, sich über Inter-
essen nach dem Arbeitsleben 
möglichst frühzeitig Gedanken 
zu machen und diese entspre-
chend vorzubereiten. jos / dpa

Runder Tisch gibt Empfehlungen, wie gesellschaftliche Teilhabe gelingen kann

Wer sich ehrenamtlich einbringt, etwa in einer Kleiderkammer für 
Bedürftige, bleibt gerade im Alter gesellschaftlich verwurzelt.

Foto: Robert Kneschke / Adobe Stock

App macht Demenz für 
Mitmenschen erfahrbar

Dresdner Student gewinnt Entwickler-Wettbewerb

Wie erleben Menschen mit Demenz Alltagsaufgaben? Ein Dresdner 
Student entwickelte eine App, die das erlebbar machen soll. Damit 
überzeugte er auch das Unternehmen Apple.

Hendrik Schülke aus Dres-
den gehört mit seiner App, die 
Erlebnisse von Menschen mit 
Demenz nachempfinden lässt, 
zu den Gewinner*innen eines 
Programmierwettbewerbes von 
Apple. Kern der Anwendung ist 
ein Memory-Spiel mit 16 Bildern 
mit dem Namen „Dementi“. In 
diesem gibt es einen Haken: Alle 
drei Züge vertauschen sich die 
Bilder im Hintergrund. So dreht 
man statt der sicher geglaub-
ten Lösung plötzlich das falsche 
Bild um. Der 25-jährige Master-
Student der Medieninformatik 
wurde von der Erkrankung seiner 
Großmutter inspiriert. Er könne 
sich vorstellen, dass etwa Kinder 
somit besser verstehen könnten, welche Schwierigkeiten zum Bei-
spiel ihre Verwandten mit Demenz erlebten. Die App, die er in einen 
Store bringen möchte, soll auch weitere Informationen über Demenz 
vermitteln. Bei der Würdigung hieß es, Schülkes App helfe Menschen, 
einander besser zu verstehen, und baue Empathie auf. veo / dpa 

Die Realität wechselt für Men-
schen mit Demenz überraschend.

Die Zahl der Sozialwohnungen in Deutschland ist demnach 
2024 um rund 26.000 auf 1,046 Millionen gesunken. 2023 war 
sie um 15.000 auf 1,072 Millionen gefallen. 2022 waren es noch 
1,087 Millionen. Hintergrund ist – trotz politischer Gegenbemü-
hungen –, dass jährlich viele Wohnungen aus der Sozialbindung 
herausfallen. 2024 wurden hingegen 61.900 Wohneinheiten im 
sozialen Wohnungsbau neu gefördert – die meisten davon in 
Bayern (13.600), gefolgt von Nordrhein-Westfalen (12.800). Eine 
Förderung gibt es nicht nur für Neubauten, sondern auch für die 
Modernisierung von Mietwohnungen oder für Wohnheimplätze für 
Student*innen oder Azubis.   veo / dpa 

Kaum Sozialwohnungen
Wenig Raum für Menschen mit geringem Einkommen

Seit Jahren geht die Zahl der Wohnungen für Menschen mit klei-
nen Einkommen zurück – zuletzt sogar besonders deutlich. Das 
geht aus einer Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der 
Linken im Bundestag hervor. 

Härtere Regeln beim Bürgergeld
Bereits in ihrem Koalitionsvertrag hatten Union und SPD eine härtere Gangart beim Bürgergeld 

angekündigt. Nun soll es schnell ein Gesetz geben. Bundesarbeitsministerin Bärbel Bas (SPD) will 
Bürgergeld-Bezieher*innen mit verschärften Regeln zu mehr Kooperation bewegen. 

Die Bundesregierung wolle 
die im Koalitionsvertrag anvi-
sierte Bürgergeld-Reform „sehr 
schnell, aber nicht überstürzt 
angehen“, sagte Bas beim Tag 
der Jobcenter in Berlin. Es sei 
keine Seltenheit, dass die Hälfte 
der Termine nicht wahrgenom-
men werde, so die Bundesar-
beitsministerin. „Ich finde, da-
ran müssen wir etwas ändern.“ 

Bas sagte vor Hunderten 
Jobcenter-Mitarbeitenden: „Ich 
will dieses Problem gesetzlich 
angehen, damit Sie in den Job-
centern ein rechtlich sicheres 
Werkzeug haben gegen ständi-
ge Terminversäumnisse.“ 

Wer ernsthaft Unterstützung 
und Arbeit suche, der müsse 
auch mitmachen. „Ein Termin 
im Jobcenter muss auch wahr-
genommen werden – wenn 
nicht, muss das auch spürbare 
Konsequenzen haben.“ 

Im Koalitionsvertrag hatten 
Union und SPD unter anderem 
angekündigt, Mitwirkungs-
pflichten und Sanktionen „im 
Sinne des Prinzips Fördern und 
Fordern“ zu verschärfen. 

Bei Menschen, die arbeiten 
können und wiederholt zumut-
bare Arbeit verweigern, sollen 
die Ämter künftig vollständig 
die Leistungen entziehen kön-
nen.  veo / dpa 

Ministerin Bärbel Bas kündigt Verschärfungen bei Bürgergeld-Versäumnissen an 

Versäumte Termine im Jobcenter haben künftig mehr Konsequenzen. 
Foto: Wilfried Wirth / picture alliance / imageBROKER

Foto: kristall / Adobe Stock
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Kurz  
berichtet

Wie ein Kochkurs Witwern Mut macht
Von außen sieht es aus wie eine gewöhnliche Fortbildung. Drinnen aber, zwischen Béchamelsauce und Parmesan, werden Leben repariert. 

Der Förderverein Hospiz und Palliativ in Ludwigshafen bietet verwitweten Männern einen Kochkurs an, der ihnen nicht nur praktische 
Fertigkeiten in der Küche vermittelt. Er gibt ihnen den dringend benötigten Raum, um gemeinsam zu trauern und sich auszutauschen.

Manchmal geht Hoffnung 
durch den Magen. Der Mann, 
der sich für einen Moment an 
den Tisch gesetzt hat, wirkt 
still, wie ein Beobachter. Nach 
wenigen Minuten notiert er et-
was – sorgfältig, fast akribisch. 
„Beim letzten Mal habe ich 
nichts aufgeschrieben“, sagt er 
und lächelt verlegen, „da wusste 
ich zu Hause nicht mehr – waren 
es zwei Eier oder drei?“ Ein Satz, 
fast beiläufig, und doch erzählt 
er alles: von einem Leben, das 
aus der Spur geraten ist, und 
vom Versuch, es ein Stück weit 
in Ordnung zu bringen.

In einer Lehrküche begegnen 
sich in Ludwigshafen einmal im 
Monat Männer, die mehr verbin-
det als Kochen: der Tod der ge-
liebten Ehefrau. Es wird erzählt, 
erinnert, gelacht. 

Stemmen gegen die Leere
Offiziell heißt der Termin 

„Das Leben wieder schmecken: 
Kochkurs für trauernde Männer“. 
Doch was hier passiert, ist mehr 
als das Aneignen von Küchen-
technik. Es ist ein Stemmen ge-
gen die Leere, die einzieht, wenn 
ein geliebter Mensch stirbt. 

„Ich hätte meiner Frau öfter 
zur Seite stehen sollen“, sagt 
einer der Witwer. Er trägt den 
Ehering seiner Frau am kleinen 
Finger. Nicht aus Sentimentali-
tät, sondern weil es sich richtig 
anfühlt. „So habe ich sie immer 
bei mir“, sagt der 74-Jährige. Sei-
ne Stimme ist ruhig, als er die 
Lasagneplatten in die Auflauf-

form legt. Früher hat er nie ge-
kocht. „Sie hat das gemacht. Ich 
habe nur gegessen.“ Heute ist 
das anders, heute kocht er. Für 
sich, für die Gruppe.

Eine Träne an Jahrestagen 
Viele Sätze beginnen mit „Sie 

hat immer“ oder „Früher haben 
wir“. Die Abwesenheit der Part-
nerin ist zu spüren. Nicht so sehr 
als stechender Schmerz – eher 
als begleitende Erinnerung. 
Die Männer sprechen über ihre 
Frauen: ohne Pathos, mit Wärme. 
Bisweilen ist da eine Träne, vor 
allem an Jahrestagen. 

„Am schwersten ist es abends, 
wenn man allein zu Hause sitzt“, 
sagt einer. Ein anderer erzählt, 
wie er die Kleiderschränke aus-
geräumt hat, um das Haus ein 
wenig mehr „auf sich einzustel-

len“. Zwischendurch wird ge-
rührt, gewürzt, probiert.

An diesem Abend lernen die 
Männer, wie man eine Bécha-
melsauce rührt. Gekocht wird 
Lasagne. „Wer kocht Lasagne 
nur für sich?“, fragt einer halb 
im Ernst. Eine Lasagne für eine 
Person macht keiner. Aber eine 
Lasagne für sechs? Das ist fast 
eine Einladung zurück ins Leben.

Was kein Kochbuch kennt
Der Herd ist Dreh- und Angel-

punkt einer Gemeinschaft, die 
sich gegenseitig auffängt; für 
ein Leben, das weitergeht, auch 
wenn es anders geworden ist. 
Die Männer machen kein Ster-
ne-Menü. Ein Ei, etwas Mehl, 
ein paar Worte – mehr braucht 
es nicht, um eine Verbindung 
herzustellen. „Ich bin kein Spit-

„Etwas Salz, viel Seele“ – Förderverein bietet Männern besondere Trauerbewältigung

zenkoch geworden“, sagt einer 
bescheiden. „Aber einfache 
Speisen, die kann man schon 
nachmachen. Vielleicht sogar 
als Mann.“ Die ironische Bemer-
kung bringt alle zum Lachen. 
Keiner bleibt außen vor. Man-
che brauchen länger, um sich zu 
öffnen. Andere erzählen schnell: 
von ihrer Frau, von ihrer Jugend, 
von der Stille daheim. Sie fügen 
gemeinsam etwas zusammen, 
das kein Kochbuch kennt: ein 
neues Leben nach dem Verlust.

Das Leben schmeckt wieder
Leise fragt die Küchenchefin 

einen Teilnehmer: „Was hat dei-
ne Frau denn gerne gekocht?“ 
Plötzlich wird aus einem Rezept 
ein Erinnerungsalbum. Und aus 
dem Abend ein Ort, an dem Trau-
er sein darf – ohne dass sie alles 
erdrückt.

„Ich verehre meine Frau noch 
immer“, sagt einer der Männer 
am Ende. „Aber ich habe jetzt 
auch neue Bekannte. Und Enkel. 
Ich reise viel. Nicht, weil ich die 
Freiheit genieße, eher als Ablen-
kung.“ Ein anderer nickt. Dann 
schaut er auf seine Lasagne. „So 
schlecht schmeckt das Leben 
nicht, wenn man es teilt.“

Am Ende wird gemeinsam 
gespült. „Ist irgendwie wichtig“, 
sagt einer. „Sonst bleibt so viel 
stehen.“ Er meint die Töpfe, aber 
wohl auch das, was nicht gesagt 
werden kann. Vielleicht ist das 
die schönste Form von Hoff-
nung: dass etwas weitergeht, 
ohne zu vergessen. jos / dpa

Raus aus der Trauer, rein in die Küche: Wenn diese Witwer kochen, 
verarbeiten sie ganz nebenbei auch den Verlust ihrer Frauen.

Text: Wolfgang Jung; Foto: Uwe Anspach / picture-alliance

Wer gesetzlich versichert ist 
und nicht widersprochen hat, hat 
inzwischen eine elektronische 
Patientenakte (ePA). Laut einer 
Befragung, die YouGov zwischen 
dem 23. und 25. Mai durchführ-
te, sprechen darüber nur wenige 
mit ihren Ärzt*innen. Nur bei 
13 Prozent der Befragten war 
die ePA dort Thema. Hingegen 
wünschten sich fast zwei Drittel 
(63 Prozent), in ihrer Praxis pro-
aktiv informiert zu werden. 

Die ePA war Ende April in die 
Hochlaufphase gestartet, nach-
dem die gesetzlichen Kranken-
kassen bereits Anfang 2025 die 
ePAs für ihre Versicherten ange-
legt hatten. Praxen und Kliniken 
können seitdem Arztbriefe und 
Befunde in dem digitalen Ge-
sundheitsordner ablegen. Noch 
passiert das freiwillig – ab dem 
1. Oktober ist es verpflichtend. 

Wer Dokumente in seiner ePA 
einsehen und hochladen will, 
muss die App der jeweiligen 
Krankenkasse herunterladen 
und einen Registrierungsprozess 
durchlaufen.  veo / dpa 

Insbesondere Frauen erleben 
häufig, dass ihre Beschwerden in 
Arztpraxen oder Kliniken nicht 
ernstgenommen werden. Das 
ist das Ergebnis einer Umfrage, 
die das Meinungsforschungs-
institut YouGov im Auftrag von 
Doctolib zwischen dem 13. und 
15. Mai durchführte. Dabei be-
fragte es 1.037 Männer und 
Frauen ab 18 Jahren. 

Ob unangemessener Kom-
mentar oder falsche Diagnose: 
31 Prozent der befragten Frau-
en geben an, dass sie diesbe-
züglich negative Erfahrungen 
aufgrund ihres Geschlechtes 
gemacht haben. Bei Männern 
ist der Anteil zehn Prozent. 44 
Prozent der weiblichen Be-
fragten berichten, Ärzt*innen 
hätten ihnen bereits ein- oder 
mehrfach suggeriert, dass ihre 
Beschwerden psychosomatisch 
seien. Bei den männlichen Be-
fragten sind es 28 Prozent. 

Werden gesundheitliche Pro-
bleme als übertrieben oder 
fälschlicherweise als psycho-
somatisch eingeschätzt, verzö-
gern sich eine richtige Diagnose 
und / oder passende Therapie. 
Manchmal kann es hilfreich 
sein, eine Begleitperson zum 
Termin mitzunehmen.  veo / dpa 

Proaktive Information erwünscht

Vom Arzt nicht ernstgenommen

ePA in Praxen
kaum Thema

Beschwerden 
bagatellisiert

Mehr Grün heißt mehr Hitzeschutz
Die Erderwärmung betrifft Deutschland laut Deutschem Wetterdienst überdurchschnittlich. Und hohe Temperaturen können sich stauen, 

gerade in Städten – durch viel Beton und wenig Grün. Über zwölf Millionen Menschen sind dort im Sommer extremer Hitze ausgesetzt, ergab 
der zweite Hitze-Check der Deutschen Umwelthilfe (DUH). Sie verglich 190 Städte ab 50.000 Einwohner*innen und erstellte einen Index.

Gefahr vor allem für Kinder, Ba-
bys, Alte, Kranke und Menschen 
mit Behinderungen: Hitze wird 
hier das größte klimabedingte 
Gesundheitsrisiko. Davor warnte 
auch SoVD-Vorstandsvorsitzen-
de Michaela Engelmeier zum 
Hitzeaktionstag (siehe Blickpunkt, 
Seite 1). Die Kommunen müssten 
die Aktionspläne umsetzen. 

Städte rücken in den Blick. Auf 
versiegelten Flächen wie Stra-
ßen, Parkplätzen und Dächern 
kann Wasser laut der Umwelt-
hilfe nicht versickern, aber auch 
schlecht verdunsten und so die 
Luft kühlen. Flächen heizen sich 
auf und geben die gespeicherte 
Hitze lange ab. Dagegen helfen 

Städter*innen belastet der Sommer stärker – deutschlandweiter Check zeigt Unterschiede

Bäume, Parks und Wasserflächen. 
Feuchtigkeit kann verdunsten; 
Bäume spenden Schatten und 
senken die Temperatur. 

Die DUH untersuchte nun, wie 
das in 190 Städten gelingt und 
wo Handlungsbedarf besteht. 
Erstmals bezog der Hitze-Check 
die Bevölkerungsdichte ein: Wie 
viele Menschen leben in stark 
belasteten Gebieten, in denen 
hohe Temperaturen auf viel Be-
ton und wenig Grün treffen? Der 
entstandene „Hitzebetroffen-
heitsindex“ hat drei Kategorien: 
rot für überdurchschnittlich, 
gelb für durchschnittlich und 
grün für unterdurchschnittlich.

31 Städte bekamen die rote 

Karte (darunter Frankfurt am 
Main und Magdeburg), 131 die 
gelbe (etwa Köln, Berlin und 
München) und nur 28 die grüne 
(wie Hamburg). Besonders heiß 
wird es im Süden. Den schlech-
testen Index haben Mannheim, 
Ludwigshafen und Worms: 88 
bis 91 Prozent der Bevölkerung 
sind „stark belastet“. Kühler ist 
der Norden, wie Flensburg, Wil-
helmshaven und Kiel. Insgesamt 
am besten schnitten aber Hat-
tingen, Gummersbach und Wit-
ten ab – alle in NRW. Ihnen nutzt, 
dass sie relativ viel Grün und 
wenig versiegelte Fläche haben.

Mehr Begrünung fordern hilft 
www.duh.de/hitze-check. ele

Bäume und Parks in Städten sind 
nicht nur schön, sondern nötig.

Foto: goodmoments / Adobe Stock
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Inklusion: niedersachsen-
weite Aktionen des SoVD

SoVD-Engagierte sind in ganz Niedersachsen unterwegs und sensibilisieren an Infoständen Men-
schen für Inklusion und Barrierefreiheit: Das Thema ist in den Monaten Mai bis August Schwerpunkt 
der aktuellen SoVD-Kampagne „Für mehr Miteinander“. Die Ehrenamtlichen führen Gespräche mit 
Interessierten und stehen Betroffenen mit Informationen zur Seite. Teil der Aktivitäten ist auch eine 
Umfrage rund um Barrierefreiheit und Inklusion. Viele SoVD-Aktive nutzen größere Veranstaltungen 
vor Ort, um den SoVD und die Anliegen der Kampagne einer großen Öffentlichkeit nahezubringen.

Niedersachsen

Foto: Thomas Zierdt

Engagierte aus Wolfenbüttel und Umgebung verteilten Sonnen-
blumen-Samen. Die Sonnenblume gilt als internationales Symbol 
von Menschen, die eine nicht sichtbare Beeinträchtigung haben.

Wohngeldzahlung eingestellt
Birgit Ritz aus Schöppen-

stedt ist verzweifelt. Schon 
seit Längerem muss sie auf-
grund ihrer chronischen Er-
krankung mit einer monat-
lichen Erwerbsminderungs-
rente von rund 750 Euro 
auskommen, was schwierig 
genug ist. Bis September 
2023 erhält sie deshalb auch 
berechtigterweise Wohngeld. 
Doch damit ist seit ihrer offi-
ziellen Scheidung im Oktober 
2023 Schluss. Seitdem erhält 
sie keine Wohngeldunterstüt-
zung vom Landkreis mehr. Be-
gründet wird das Aussetzen 
der Zahlungen damit, dass ei-
ne Unterhaltsbescheinigung 
vom Ex-Mann fehle. Doch der 
weigert sich seit Monaten, 
diese vorzulegen. 

Für ihren Verlängerungs-
antrag muss Birgit Ritz eine  
neue Unterhaltsbescheini-
gung ihres geschiedenen 
Mannes beibringen, was die-
ser jedoch mit allen Mitteln 
verzögert. Auch eine Erklä-
rung, dass er nicht unterhalts-
fähig ist, legt ihr Ex-Mann – 
wahrscheinlich aus Nieder-
tracht – nicht vor. Diese Ver-
weigerung hat katastrophale 
Auswirkungen für Birgit Ritz. 
Die Wohngeldstelle Wolfen-
büttel teilt ihr eiskalt mit, 
dass es so lange kein Wohn-
geld geben wird, bis sie diese 
Bescheinigung vorlegt. „Wie 
soll ich jetzt über die Runden 
kommen?“, fragt die 59-Jäh-
rige verzweifelt, denn mitt-
lerweile fehlt auch das Geld 
für Medikamente. „Natürlich 
habe ich die Herausgabe bei 
meinem Ex-Mann familien-
rechtlich eingeklagt. Aber das 

dauert, und ich habe keine 
finanziellen Mittel zur Verfü-
gung, um diese Zeit zu über-
brücken“, schildert Ritz.

Für Christine Scholz, Juris-
tin beim SoVD-Kreisverband 
Gifhorn, die Birgit Ritz sozial-
rechtlich vertritt, ist dieses 
empathielose Vorgehen der 
Behörde ein Skandal. „Die 
Wohngeldstelle kennt die ak-
tuellen Vermögensverhältnis-
se von Frau Ritz, der Behörde 
muss doch klar sein, dass die 
Streichung von Wohngeld 
Frau Ritz ins Mark trifft. Nor-
malerweise gibt es in solchen 
Fällen einen vorläufigen Be-
scheid über die Gewährung 
von Wohngeld, bis dann die 
Unterhaltsgeschichte ent-
schieden ist. Zu viel gezahl-
tes Wohngeld könnte ja dann 
gegebenenfalls noch zurück-
gefordert werden. Die Wohn-
geldstelle in Gifhorn zum 
Beispiel macht das so, damit 
Betroffene nicht auch noch 
ihre Wohnung verlieren“, er-
läutert die SoVD-Beraterin.

Scholz wundert sich, denn 
was in Gifhorn und anders-
wo gehe, müsse doch auch in 
Wolfenbüttel möglich sein: „Es 
darf nicht sein, dass Geschie-
dene Leidtragende sind, wenn 
der Ex-Partner sich einfach 
weigert und rechtmäßig vor-
zulegende Dokumente nicht 
zur Verfügung stellt.“ Und dass 
es sich lohnt, mit der Hilfe des 
SoVD seine*ihre Rechte einzu-
fordern, zeigt dieses Beispiel 
mehr als deutlich. Nur weni-
ge Tage, nachdem der SoVD 
aktiv geworden ist, hat Birgit 
Ritz den positiven Wohngeld-
Bescheid in ihrem Briefkasten.

Ex-Mann verweigert Vorlage wichtiger Bescheinigungen

Foto: A.Rein / Adobe Stock

Der Ex-Ehemann von Birgit Ritz bringt wichtige Dokumente nicht 
bei. Die Wohngeldstelle streicht ihr daraufhin das Wohngeld.

Foto: Claudia Misiek

Die selbst gebastelten Spiele der SoVD-Engagierten begeisterten 
kleine und große Infostand-Besucher*innen in Lüneburg.

Foto: SoVD Oker

Die SoVD-Ehrenamtlichen im Ortsverband Oker stellten die Kam-
pagne beim dreitägigen Stadtteilfest vor. Ihr attraktiv ausgestat-
teter Infostand wurde gerne und zahlreich besucht.

Foto: SoVD Salzgitter

Beim Seniorentag in Salzgitter 
herrschte am SoVD-Infostand 
reger Betrieb.

MEHR ERFAHREN

Ausführliche Informati-
onen zur SoVD-Kampagne 
und zum aktuellen Schwer-
punktthema Inklusion gibt 
es unter www.fuer-mehr- 
miteinander.de/inklusion. 

Hier finden Sie auch alle 
Termine und die genau-
en Veranstaltungsorte der  
bisher durchgeführten und 
noch bevorstehenden Kam-
pagnen-Aktionen in ganz 
Niedersachsen.

Foto: Dr. Heinrich Schepers

Mit einer gemeinsamen Aktion am Rathausplatz in Meppen mach-
ten der SoVD-Kreisverband Emsland und Vitus auf die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen aufmerksam.

Foto: SoVD Hemmoor

SoVD-Ehrenamtliche vom Orts-
verband Hemmoor nach dem 
Aufbau des Infostandes.

Foto: Günter Grootjans

SoVD-Stand beim „Allesamt-Ge-
meindefest“ in Himmelpforten.

Seite 10 Nr. 7 + 8 | Juli + August 2025AUS DEN LANDESVERBÄNDEN



Landesverband
Bayern Landesgeschäftsstelle

Implerstr. 55 · 81371 München
Tel. (089) 53 05 27 · Fax (089) 54 37 91 06
E-Mail: info@sovd-bayern.de · www.sovd-bayern.de

Dank des Vierten Corona-
Steuerhilfegesetzes waren die 
Abgabefristen für die Steuer-
klärungen der Jahre 2021 bis 
2023 verlängert worden. Nun 
gilt aber wieder der normale 
Stichtag: Wer für das Jahr 2024 
eine Steuererklärung abgeben 
muss – die offizielle Bezeich-
nung dafür lautet Pflichtveran-
lagung –, muss diese bis zum 
31. Juli 2025 einreichen, falls 
sie oder er keine steuerliche 
Beratung in Anspruch nimmt.

Wer zur Abgabe einer Steu-
ererklärung verpflichtet ist und 
diese zu spät einreicht, muss in 
vielen Fällen mit einem Verspä-
tungszuschlag rechnen. Dieser 
beläuft sich auf 0,25 Prozent 
der um die Vorauszahlungen 
und die anzurechnenden Steu-
erabzugsbeträge verminderten 
Steuerfestsetzung – mindes-
tens aber 25 Euro pro angefan-
genen Monat der Verspätung. 
Maximal können 25.000 Euro 
Verspätungszuschlag fällig 
werden.

Verspätungszuschlag nach 
Ermessen des Finanzamts

Beispiel: Ein Arbeitnehmer 
muss voraussichtlich 300 Euro 
Steuern nachzahlen. Er gibt sei-

ne Steuererklärung drei Monate 
nach dem Stichtag ab, und das 
zuständige Finanzamt setzt ei-
nen Verspätungszuschlag fest. 
0,25 Prozent von 300 Euro sind 
zwar nur 75 Cent, da der Zu-
schlag aber mindestens 25 Euro 
pro Monat beträgt, muss der 
Arbeitnehmer 75 Euro Verspä-
tungszuschlag berappen – also 
insgesamt 375 Euro inklusive 
der Steuernachzahlung.

Spätere Abgabe bei Hilfe 
durch Lohnsteuerverein

Ob ein Verspätungszuschlag 
erhoben wird, liegt in bestimm-
ten Fällen im Ermessen des 
Finanzamts. Wenn die Steuer-
erklärung jedoch 14 Monate 
nach Ablauf des betreffenden 
Kalenderjahres nicht einge-
gangen ist, muss ein Zuschlag 
zwingend festgesetzt werden. 
Ausnahme: Bei einer Steuer-
erstattung, einer Festsetzung 
der Steuer auf null Euro oder 
einer rückwirkenden Fristver-
längerung kann das Finanzamt 
auch dann noch auf den Verspä-
tungszuschlag verzichten.

Wer seine Einkommen-
steuererklärung durch eine*n 
Steuerberater*in oder einen 
Lohnsteuerhilfeverein wie der 

VLH erstellen lässt, hat für die 
Abgabe der Steuererklärung 
2024 länger Zeit – und zwar bis 
zum 30. April 2026. Hier greift 
nochmals eine Fristverlänge-
rung, denn normalerweise ist 
in solchen Fällen Ende Febru-
ar des übernächsten Jahres der 
Stichtag. Ab dem Veranlagungs-
zeitraum 2025 gelten wieder 
die regulären Fristen.

Wichtig: Die genannten 
Fristen gelten für sogenann-
te Pflichtveranlagungen. Wer 
keine Steuererklärung abge-
ben muss, kann eine freiwilli-
ge Erklärung bis zu vier Jahre 
rückwirkend einreichen. Zum 
Beispiel kann dann die Steu-
ererklärung für 2021 noch bis 
zum 31. Dezember 2025 beim 
Finanzamt abgegeben werden.

Wer muss eine  
Steuererklärung abgeben?

Unter anderem in diesen Fäl-
len ist die Abgabe einer Steuer-
erklärung Pflicht:
• Bei zusätzlichen Einkünften 

über den Arbeitslohn hinaus 
von mehr als 410 Euro im 
Jahr, zum Beispiel aus Ver-
mietung und Verpachtung 
oder Renten.

• Bei Ehe- oder Lebenspart-

ner*innen, bei denen ein Ar-
beitslohn nach der Steuer-
klasse 5 besteuert wurde.

• Bei Ehe- oder Lebenspart-
ner*innen in der Steuerklasse 
4 mit Faktor.

• Wenn Lohn von mehreren Ar-
beitgebern gleichzeitig bezo-
gen wurde.

• Beim Erhalt steuerfreier 
Lohnsatzleistungen von mehr 
als 410 Euro im Jahr, zum 
Beispiel Kurzarbeitergeld, El-
terngeld, Krankengeld oder 
Arbeitslosengeld I.

Wer kann, wer sollte eine 
Steuererklärung abgeben?

Grundsätzlich kann jede*r 
eine Steuererklärung abgeben. 
Und wer nicht dazu verpflich-

Wer zur Abgabe einer Steuererklärung für 2024 verpflichtet ist und dabei auf die Hilfe von Steuer-
profis verzichtet, muss diese bis zum 31. Juli ans Finanzamt übermitteln. Ist der Termin verstrichen, 
muss man unter Umständen mit einem Verspätungszuschlag rechnen. Wer muss, kann, sollte – und für 
wen gelten andere Fristen: Der Lohnsteuerhilfeverein Vereinigte Lohnsteuerhilfe e. V. (VLH) klärt auf.

Finanzamt kann Verspätungszuschlag erheben
Die Frist für die Steuererklärung für 2024 läuft im Juli zum Monatsende ab

Das Finanzamt kann bei zu spät abgegebener Steuererklärung  
theoretisch einen Zuschlag in fünfstelliger Höhe verlangen.

Foto: Louis-Photo / Adobe Stock:

tet ist, sollte dennoch handeln: 
„Wir bei der VLH empfehlen vor 
allem Erwerbstätigen, generell 
eine Steuererklärung abzuge-
ben“, betont der VLH-Vorstands-
vorsitzende Jörg Strötzel. Denn 
häufig können gerade dieje-
nigen Steuerzahler*innen, die 
nicht zur Abgabe einer Steu-
ererklärung verpflichtet sind, 
mit einer Steuerrückerstattung 
rechnen.

Tipp: Wer sich nicht sicher ist, 
was alles von der Steuer abge-
setzt werden kann und wie da-
bei zu verfahren ist, sollte sich 
professionelle Unterstützung 
bei einer Steuerberatung oder 
einem Lohnsteuerhilfeverein 
holen.

Quelle: VLH

„Wir als große Sozialbehörde im Freistaat sehen es als unsere 
Aufgabe an, blinde und sehbehinderte Menschen bei der Realisie-
rung eines selbstbestimmten Lebens zu unterstützen. Zum einen 
finanziell mit dem Bayerische Blindengeld, für beste Teilhabe-
chancen in der Gesellschaft. Zum anderen durch das Inklusions-
amt, das die berufliche Teilhabe behinderter Menschen fördert“, so 
Dr. Norbert Kollmer, Präsident der Landesbehörde Zentrum Bayern 
Familie und Soziales (ZBFS).

Das Bayerische Blindengeld für blinde Menschen beträgt aktu-
ell 748 Euro monatlich, für hochgradig sehbehinderte Menschen 
224,40 Euro monatlich.

Die barrierefreie Antragstellung für das Bayerische Blinden-
geld ist unter: www.zbfs.bayern.de/menschen_mit_behinderung/ 
bayerisches_blindengeld/antrag/ möglich.

Weiterführende Informationen zu Aufgaben und Leistungen der 
Landesbehörde ZBFS gibt es auf deren Homepage unter: www.
zbfs.bayern.de.                                                              Quelle: ZBFS

Blindengeld barrierefrei
Das ZBFS ermöglicht die Antragsstellung online

Der Tag der Sehbehinderten machte dieses Jahr auf die Barrie-
ren für Menschen mit Seheinschränkungen in der Benutzung der 
inzwischen allgegenwärtigen Berührbildschirme aufmerksam. Um 
die Nachteile bei Sehbehinderung auszugleichen, gibt es zusätz-
liches Geld vom ZBFS.

V. li.: Sophia Kuhn, der 2. Lan-
desvorsitzende Gerd Reinhardt 
und Elfriede Schreiner.

Mit Sophia Kuhn hat der 
SoVD Bayern wieder eine star-
ke Fachkraft gewinnen können, 
sie studiert Sozialpädagogik. 
Der Landesverband wünscht ihr 
von Herzen einen guten Start!

Auch Mitglieder, die sich ger-
ne ehrenamtlich in einer der 
SoVD-Landesgeschäftsstellen 
oder einem seiner Ortsverbän-
de beteiligen möchten, sind 
herzlich willkommen. Infos un-
ter Tel.: 089 / 53 05 27, E-Mail: 
info@sovd-bayern.de.

Sophia Kuhn am Telefon
Personalwechsel in der Landesgeschäftsstelle

Der Landesverband Bayern begrüßt sehr herzlich Sophia Kuhn. 
Sie ist die Nachfolgerin von Elfriede Schreiner, die viele Jahre die 
Geschäftsstelle Nürnberg erfolgreich geführt hat und nun aus-
scheidet. 

Nachruf
Der SoVD-Landesverband 

Bayern gedenkt

Elisabeth Unterweger, 

die am 27. April verstor-
ben ist. 

Sie hat mit ihrem Eh-
renamt in der Landesge-
schäftsstelle in München 
den Verband sehr unter-
stützt. Eines Tages kam sie 
einfach vorbei und wollte 
sich sozial engagieren. Sie 
bereicherte alle mit ihrer 
herzlichen Art, ihren künst-
lerischen Einfällen und der 
Umsetzung von Veranstal-
tungen, die hier organisiert 
wurden. 

Elisabeth, du fehlst uns!
In Dankbarkeit und 

Trauer verbleibt der SoVD- 
Landesverband Bayern
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Terminabsprache bitte über den Landesverband Bayern, Impler-
straße 55, 81371 München, Tel.: 089 / 53 05 27.

Kümmererstelle Coburg: nach telefonischer Absprache, An-
sprechpartnerin Barbara Hölzel, Tel.: 0170 / 52 73 691 oder E-Mail:  
barbarahoelzel@freenet.de.

Kümmererstelle Coburg-Lautertal: nach Absprache mit Ansprech-
partnerin Barbara Hölzel, Tel.: 0170 / 52 73 691 (mobil) oder E-Mail: 
barbarahoelzel@freenet.de.

Sozialberatung in Ebensfeld: Ansprechpartner: Dr. Josef Haas, Tel.: 
09543 / 53 49, E-Mail: dr.josef.haas@web.de.

Sozialberatung in Ingolstadt: AWO-Geschäftsstelle, Beckerstraße 
2 a, nur nach Terminvereinbarung bei Ansprechpartnerin Elfriede 
Schreiner, Tel.: 0911 / 98 01 501, E-Mail: rechtsschutz@sovd-mfr.de. 

Sozialberatung in Michelau: jeden ersten Samstag im Monat, von 
13.30 bis 14.30 Uhr, Mehrgenerationenhaus, Schneyerstraße 17, An-
sprechpartner: Günther Ruckdäschel, Tel.: 09571 / 83 585.

Sozialberatung in Mitterteich: Rathaus Mitterteich, Kirchplatz 12, 
nur nach Terminabsprache bei Ansprechpartnerin Elfriede Schrei-
ner, Tel.: 0911 / 98 01 501, E-Mail: rechtsschutz@sovd-mfr.de. 

Kümmererstelle in der Oberpfalz / Weiden: Ansprechpartner: Dr. 
Josef Haas, Tel.: 09543 / 53 49, E-Mail: dr.josef.haas@web.de.

Kümmererstelle in Oberfranken / Bayreuth: Ansprechpartner: Dr. 
Josef Haas, Telefon: 09543 / 53 49, E-Mail: dr.josef.haas@web.de.

Kümmererstelle Pegnitz, Roth, Schwabach: AWO-Begegnungs-
stätte, Nördliche Ringstraße 11 a, jeden ersten Freitag im Monat, nur 
nach Terminabsprache bei Elfriede Schreiner, Tel.: 0911 / 98 01 501, 
E-Mail: rechtsschutz@sovd-mfr.de. 

Sozialberatung in Tirschenreuth: Seniorenzentrum Tirschenreuth, 
Haus Ziegelanger, Egerstraße 27, nur nach Terminabsprache bei 
Ansprechpartnerin Elfriede Schreiner, Tel.: 0911 / 98 01 501, E-Mail: 
rechtsschutz@sovd-mfr.de.

Rechtsschutzbüro Nürnberg: Trödelmarkt 27–29, 90403 Nürnberg, 
montags bis donnerstags von 9 bis 11 Uhr und nach telefoni-
scher Vereinbarung. Ansprechpartnerin: Elfriede Schreiner, Tel.: 
0911 / 98 01 501, E-Mail: rechtsschutz@sovd-mfr.de. 

Sozialberatung

Glückwünsche

Der Landesvorstand und die Mitarbeiter*innen des Landesver-
bandes gratulieren allen Mitgliedern, die im Juli und August Ge-
burtstag feiern, recht herzlich und wünschen ihnen viel Gesund-
heit. Besondere Glückwünsche gehen an:

65 Jahre: 16.7.: Wolfgang Grosch, Lautertal; 29.7.: Hubert Leo-
poldseder, Leonberg; 3.8.: Ines Schneider, Pleystein; 21.8.: Petra 
Amberg, Altenmünster.

70 Jahre: 4.7.: Claudia Lehmann, Regen; 15.7.: Werner Klimek, 
Nürnberg; 24.7.: Wolfgang Schmidt, Lautertal; 1.8.: Reinhard Oll-
hoff, Stephanskirchen; 8.8.: Maria Wunsch, Ebensfeld.

75 Jahre: 5.7.: Margot Schnappauf, Nürnberg; 16.7.: Dieter Klim-
zak, Reichertshofen; 30.8.: Veronika Hensel, Ansbach.

80 Jahre: 13.7.: Erika Schwede, Lautertal; 20.7.: Antje Friedrich, 
Augsburg; 22.7.: Konrad Funda, Kempten; 14.8.: Rudolf Jäger, Co-
burg; 16.8.: Klara Volkmer-Haidekker, Weißenohe; 19.8.: Kurt-H. 
Bodin, Bad Kissingen; 30.8.: Marianne Reuß, München.
85 Jahre: 8.7.: Otto Pawlitschek, Rehau; 10.8.: Rosa Hermann, 
Ingolstadt; 12.8.: Roland Kropf, Regenstauf.

90 Jahre: 28.7.: Hans Höning, Floß; 16.8.: Konrad Schmeller, 
Mähring.
95 Jahre: 31.7.: Centa Hausler, Oberding.
97 Jahre: 1.8.: Sybille Roßmann, München.
104 Jahre: 1.7.: Wera Lindmayr, München.

Wir kommen nie aus den Traurigkeiten heraus, 
wenn wir uns ständig den Puls fühlen.

Martin Luther

cocoparisienne/ Pixabay

Man muss nicht alles schlucken
Erst warten Sie mit knurrendem Magen eine Stunde lang aufs Essen. Dann ist das  lieblos servier-

te Essen nur lauwarm und auf „die Rechnung, bitte“ reagiert die Bedienung erst gar nicht? Bei der 
Bewirtung im Restaurant müssen Sie sich als Gast nicht alles bieten lassen.

Ist eine Tischreservierung 
im Restaurant verbindlich?

Wenn Gäste trotz einer Reser-
vierung nicht erscheinen, ohne 
vorher rechtzeitig storniert 
zu haben, verlangen manche 
Restaurants eine „No-Show-
Gebühr“. Dabei kann es sich 
um einen festen oder einen 
gestaffelten Betrag handeln. 
Häufig gibt es diese Gebühr im 
Rahmen von Online-Reservie-
rungen bei teuren Restaurants 
mit festen Menüs. Wenn der 
Gast nicht fristgemäß abgesagt 
hat, verstößt er gegen seine 
vorvertraglichen Pflichten. Der 
Gastronom, dem Gastronomen 
steht ein Schadensersatz zu. 
Allerdings muss der Gast im 
Vorfeld auch wirklich klar und 
deutlich auf die Folgen hinge-
wiesen worden sein.

Sind Angaben auf der  
Speisekarte verbindlich?

Die Ankündigungen auf Spei-
sekarten sind unverbindliche 
Angebote. Die Wirtin bzw. der 
Wirt braucht den Wunsch nur 
zu erfüllen, wenn die bestellten 
Speisen und Getränke vorrätig 
sind.

Wie lange müssen Gäste auf 
das Essen warten?

Als Gast müssen Sie überlan-
ge Wartezeiten nicht dulden. 
Kommt das Essen erheblich zu 
spät auf den Tisch, können Sie 
den Preis herabsetzen. So durf-
ten Restaurantbesucher*innen 
nach einem Urteil des Lan-
desgerichts Karlsruhe für eine 
Verspätung von mehr als ein-
einhalb Stunden die Rechnung 
um 30 Prozent kürzen (AZ 1 S 
196/92). Eine Wartezeit von 30 
Minuten müssen Sie aber nor-
malerweise hinnehmen.

Was tun bei schlechtem 
Essen oder Service?

Speisen und Getränke müs-
sen von guter Qualität und 
einwandfrei zubereitet sein. 
Verdorbene Lebensmittel wie 
schimmliger Käse oder Salat 
mit ranzigem Öl dürfen und 
sollten Sie reklamieren. Bean-
standen können Sie auch alles, 
was unüblich ist, so etwa noch 
fast rohe Nudeln oder eine kal-
te Suppe.

Liegt etwas anderes auf dem 
Teller als bestellt wurde, brau-
chen Sie das ebenfalls nicht zu 
schlucken.

Selbst mit viel zu kleinen Por-
tionen oder einem schlechten 
Service müssen Sie sich nicht 
zufrieden geben. Eine ruppige 
Bedienung mag für eine Kneipe 

noch akzeptabel sein, in einem 
Drei-Sterne-Restaurant könnte 
dafür eine Preisminderung be-
rechtigt sein. Umgekehrt wird 
man in einem gehobenen Res-
taurant wohl mit kleineren Es-
sensmengen rechnen müssen 
als in einer gut bürgerlichen 
Gaststätte.

Weniger bezahlen bei 
schlechtem Essen?

Bei einer Reklamation muss 
die Wirtin bzw. der Wirt zunächst 
den Mangel beheben oder das 
Essen gegen ein einwandfreies 
Gericht umtauschen. Klappt das 
nicht oder weil sich die Wirtin 
oder der Wirt sich weigert, kön-
nen Sie als nächsten Schritt den 
Preis herabsetzen. Ist Ihnen der 
Appetit endgültig vergangen, 
dürfen Sie das Essen ohne Be-
zahlung zurückgehen lassen.
Die Rückgabe des Essens ist 
auch noch möglich, wenn sich 
der Mangel erst später zeigt. 
Die Wirtin bzw. der Wirt kann 
dann aber theoretisch verlan-
gen, dass Sie den Preis für den 
schon verzehrten, einwandfrei-
en Teil des Gerichtes zahlen 
müssen.

Wie lange muss man auf die 
Rechnung warten?

Reagiert die Bedienung trotz 
mehrmaligen lauten Bitten 
nicht, zahlen Sie am besten an 
der Theke. Achtung: Verlassen 
Sie das Lokal wütend ohne zu 
zahlen, sollten Sie wenigstens 
Name und Anschrift hinter-
lassen, damit die Wirtin bzw. 
der Wirt Ihnen die Rechnung 
zuschicken kann. Gehen Sie 
einfach, kann Ihnen das als 
strafbare „Zechprellerei“ ange-
kreidet werden.

Sind Zeitbeschränkungen 
beim Besuch erlaubt?

Gerade sehr beliebte Gast-
stätten geben gerne einen kon-
kreten Zeitraum vor, für den ein 
Tisch reserviert werden kann. 
Auch wenn das für Gäste ärger-
lich ist, für die Gastronom*innen 
bedeutet das mehr Planungssi-
cherheit und gegebenenfalls 
mehr Umsatz. Ob man tatsäch-
lich den Platz räumen muss, 
wenn es eine nachfolgende 
Reservierung gibt und der Zeit-
raum abgelaufen ist, wurde 
noch nicht gerichtlich geklärt.

Quelle: Verbraucherzentrale

Die Verbraucherzentrale klärt über die Rechte beim Restaurantbesuch auf

Einen labbrigen Salat serviert bekommen und den vollen Preis 
dafür zahlen sollen – das muss man als Gast nicht hinnehmen.

Foto: JackF / Adobe Stock

Wenn Gäste eine Stunde lang auf ihr Essen warten müssen, können 
sie die Rechnung kürzen.

Foto: Fotos 593 / Adobe Stock
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Es gibt überall Hindernisse, 
die den Alltag vieler Menschen 
mit eingeschränkter Mobilität 
erschweren. Selbst eine kleine 
Türschwelle kann zum Problem 
werden. An der Geschäftsstelle 
des Ortsverbandes Bad Wildun-
gen sind es zwei Stufen, die den 
Zugang für Rollstuhlfahrende 
verwehren. Richtiger gesagt, 
verwehrten, denn ab sofort ist 
das SoVD-Büro in Bad Wildun-
gens Bahnhofstraße 5 a barrie-
refrei zugänglich.

„Unsere neue, längenver-
schiebbare Teleskop-Rampe 
gewährleistet eine bessere Zu-
gänglichkeit nicht nur für die 
Nutzer*innen von Rollstühlen, 
sondern auch für Kinderwa-
gen sowie für alle Menschen, 
die mobilitätseingeschränkt 
sind“, freut sich Hans-Jürgen 
Schmidt, Vorsitzender des  
SoVD-Ortsverbandes Bad Wil-
dungen. „Zusätzlich leisten wir damit auch den Anforderungen des 
Barrierefreiheitsstärkungsgesetzes Genüge“, freut sich Schmidt 
über einen weiteren positiven Effekt.

 Durch eine Recherche im Internet war er auf die erst ein Jahr 
alte Rampe gestoßen, die neu 635 Euro gekostet hatte und die er, 
trotz rund 800 Anfragen, für nur 175 Euro im rund 150 Kilome-
ter entfernten Alfeld erwerben konnte. Vor- und Erstbesitzer war 
ein SoVD-Mitglied, dessen verstorbene Ehefrau auf den Rollstuhl 
angewiesen war und für die die Rampe den Alltag erträglicher 
gemacht hatte. 

„Die Auffahrrampe ist durch die Aluminiumkonstruktion sehr 
leicht, zusätzlich TÜV-geprüft und einfach zu bedienen“, sagt 
Schmidt und freut sich auch darüber, dass der Kreisverband Hof-
geismar-Kassel die Anschaffungskosten ebenso wie die Fahrtkos-
ten zur Abholung übernommen hat. Derzeit profitieren drei Roll-
stuhlfahrende des Ortsverbandes von der Anschaffung, der unter 
der Ägide von Hans-Jürgen Schmidt auf inzwischen über 200 Mit-
glieder angewachsen ist.

Barrierefreier Zugang 
dank Auffahrrampe

Besserer Zugang zum Büro in Bad Wildungen 

Mit viel Glück und dank der Solidarität eines Mitglieds konnte der 
Ortsverband zu einem sehr günstigen Preis eine Rampe erwerben, 
die jetzt endlich auch Menschen im Rollstuhl den Zugang zum 
SoVD-Büro ermöglicht. 

Schriftführerin Helga Heiden-
reich und Vorsitzender Hans-
Jürgen Schmidt freuen sich über 
die neue Rampe, die Klientin 
Liebermann den Zugang zum 
Büro des SoVD-Ortsverbandes 
Bad Wildungen ermöglicht.

Autos heizen sich gefährlich auf
Der Sommer rückt spürbar näher und damit auch Hitzewellen. Der ACE (Auto Club Europa) erklärt, 

worauf es bei Fahrten an heißen Sommertagen ankommt, um einen kühlen Kopf zu bewahren und 
sicher ans Ziel zu kommen.

Ein geparktes Auto kann sich 
binnen Minuten massiv aufhei-
zen – bei 30 Grad Außentem-
peratur werden im Fahrzeugin-
neren schon nach einer halben 
Stunde 46 Grad erreicht. Das 
bedeutet Lebensgefahr für Ba-
bys, Kleinkinder und Tiere. Sie 
dürfen somit niemals bei som-
merlichen Temperaturen im 
parkenden Auto zurückgelassen 
werden – auch nicht für wenige 
Minuten. Gleiches gilt für ältere 
oder gesundheitlich angeschla-
gene Menschen: Sie reagieren 
ebenfalls häufig empfindlich 
auf Hitze – Ohnmacht oder ein 
Kreislaufkollaps können die 
Folge sein.

Explosionsgefahr bei Hitze
Auch Alltagsgegenstände 

sind nicht unbedingt hitzeresis-
tent: Spraydosen, Reinigungs-
mittel oder kohlensäurehaltige 
Getränke können auslaufen 
oder gar explodieren. Bei leicht 
entflammbaren Flüssigkeiten 
oder Gasen besteht schon ab 50 
Grad Explosionsgefahr. Behält-
nisse und Verschlüsse können 
dabei zu gefährlichen Geschos-
sen werden. 

Auch elektronische Geräte 
mit Akku wie Handys, Pow-
erbanks oder Tablets können 
durch Hitze Schaden nehmen 
und im schlimmsten Fall sogar 
explodieren oder entzünden. Ist 
es draußen warm, gilt es somit, 
möglichst wenig im Auto zu la-
gern.

Klimaanlage oder Durchzug
Hat das Fahrzeug eine 

Standklimatisierung, bietet es 

sich besonders an sehr hei-
ßen Tagen an, den Innenraum 
per App, Fernbedienung oder 
Zeitschaltung schon vor dem 
Fahrtantritt herunterzukühlen. 
Wer keine Standklimatisierung 
hat, sollte vor der Fahrt durch 
Stoßlüften für erste Abkühlung 
sorgen – dabei am besten alle 
Türen, Fenster und auch den 
Kofferraum für ein paar Minuten 
öffnen. Während der Fahrt gilt: 
Die Klimaanlage sollte nicht auf 
Kühlschrankniveau laufen, ideal 
sind 22 bis 25 Grad. Ein Tempe-
raturunterschied von mehr als 
5 bis 6 Grad zwischen innen 
und außen kann den Kreislauf 
belasten. Außerdem treiben 
Kühlschranktemperaturen den 
Spritverbrauch in die Höhe.

Im Schatten parken
Wer sein Fahrzeug in der 

prallen Sonne abstellt, sollte es 
bestmöglich vor dem Tempera-
turanstieg schützen – ein Schat-
tenplatz ist ideal. Alternativ 
helfen möglichst außen ange-
brachte Sonnenschutzmatten. 
Glasdächer sollten nach Mög-
lichkeit verdunkelt werden. Ist 
kein Sonnenschutz vorhanden, 
verhindern schon Handtücher 
auf Lenkrad und Armaturen, dass 
sich Oberflächen allzu stark auf-
heizen. Sitze zu bedecken, kann 
ebenso sinnvoll sein: Scheint 
die Sonne direkt ins Auto, kön-
nen sich Oberflächen so stark 
erhitzen, dass es bei Hautkon-
takt zu Verbrennungen kommt. 
Die Fahrzeugausstattung macht 
übrigens einen nicht zu unter-
schätzenden Unterschied: Helle 
Lackfarben und Oberflächen 

sowie getönte Scheiben sorgen 
für weniger Hitze im Auto.

Fit und sicher am Steuer
Hitze bedeutet Stress für den 

Körper: Im Auto können pro 
Stunde bis zu drei Liter Flüssig-
keit verloren gehen. Regelmä-
ßiges Trinken ist deshalb uner-
lässlich. Am besten greift man 
zu Wasser. Auf längeren Fahrten 
rät der ACE zudem, spätestens 
alle zwei Stunden eine Pause 
einzulegen, um Konzentration 
und Wohlbefinden zu erhalten 
– bei Hitze gern auch früher. 

Eine sichere Autofahrt erfor-
dert festes Schuhwerk mit gu-
tem Halt auf dem Pedal. Wer 
barfuß oder mit Flip-Flops fährt, 
riskiert längere Bremswege – 
und im schlimmsten Fall einen 
Unfall. 

Hitzeschutz fürs Fahrzeug
Hohe Temperaturen belasten 

nicht nur die Insassen, sondern 
können auch direkt und indirekt 
Schäden am Fahrzeug verursa-
chen: Der Tank sollte an heißen 
Tagen besser nicht randvoll 
gefüllt werden. Denn Kraftstoff 
kann sich durch Hitze ausdeh-
nen, über die Tankentlüftung 
auslaufen und so zu einer leicht 
entzündlichen Gefahrenquelle 
werden. Sonnencreme ist bei 
Hitze ein wichtiger Begleiter – 
sich direkt vor dem Einsteigen 
oder gar im Fahrzeuginnenraum 
einzucremen, ist aber nicht zu 
empfehlen: Sonnenschutzmittel 
hinterlassen leicht bleibende 
Spuren auf Polstern, Kunststoff-
teilen oder dem Lack.

Quelle: ACE

ACE erklärt wirksame Maßnahmen, die Autofahrer*innen bei Hitze schützen 

Bei hohen Außentemperaturen kann ein Kleinkind im geschlosse-
nen Auto schon nach 30 Minuten sterben. 

Foto: tiagozr / Adobe Stock

Flip-Flops sind kein sicheres 
Schuhwerk beim Autofahren.

Foto: Viika / Adobe Stock

Organspende ist wichtig
Anlässlich des Tags der Organspende am 7. Juni betonte Hes-

sens Gesundheitsministerin Diana Stolz, dass immer noch zu 
wenige Organspender*innen zu vielen Menschen, die auf ein 
Organ warten, gegenüberstehen. „Jeder von uns kann in die 
Lage kommen, ein lebenswichtiges Organ zu benötigen. Des-
halb ist es so wichtig, dass die Menschen ihren Willen in dieser 
wichtigen Frage hinterlegen. Informieren Sie sich und treffen 
Sie eine Entscheidung“, appellierte die Ministerin.

In Hessen warten derzeit 627 Patient*innen auf ein Spen-
derorgan. 88 Menschen haben im Jahr 2024 in Hessen nach 
ihrem Tod Organe gespendet. Die Anzahl der postmortal ent-
nommenen Organe lag bei 255. 

Quelle: Gesundheitsministerium Hessen
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Glückwünsche

Allen Mitgliedern, die im Juli oder August Geburtstag haben, 
gratuliert der SoVD Hessen herzlich. Kranken Mitgliedern wünscht 
er eine baldige Genesung. 

60 Jahre: 6.7.: Ingo Wellering, Niedernhausen; 13.7.: Matthias 
Schulz, Cölbe; 17.7.: Angela Semmler, Feldatal; 18.7.: Margarete 
Brucki, Stadtallendorf; 28.7.: Iris Moritz, Bebra; 29.7.: Matthias 
Schäfer, Heidenrod; 1.8.: Thomas Oehlmann, Bad Vilbel; 4.8.: Jörg 
Semmler, Feldatal; 14.8.: Susanne Rumpf, Gießen; 16.8.: Christian 
Becking, Freisen; 22.8.: Jörg Otten, Heidenrod; 27.8.: Marika Hahn, 
Wetter; 30.8.: Dietmar Rudolph, Edertal und Claudia Cratz, Gei-
senheim.

65 Jahre: 5.7.: Harald Franz, Haiger; 28.7.: Marina Simshäuser, 
Bad Wildungen; 1.8.: Uwe Vaupel, Fritzlar.

70 Jahre: 22.7.: Dietmar Müller, Schwalmstadt; 27.7.: Andreas 
Erler, Langen; 5.8.: Uwe Heineker, Wehrheim; 6.8.: Edith Promnitz, 
Burgwald; 9.8.: Monika Teuteberg, Wesertal; 21.8.: Helga Jahr-
markt, Kirchhain; 26.8.: Kornelia Kath, Leun.

75 Jahre: 1.7.: Adnan Afaj, Darmstadt und Karl-Wilhelm Hilberg, 
Wetter; 9.7.: Liliane Berger, Villingen-Schwenningen; 23.7.: Monika 
Bürgel, Wölfersheim; 27.7.: Marianne Seip, Münchhausen, 1.8.: Jo-
sef Richter, Wetter; 7.8.: Walter Pavlicek, Zierenberg; 14.8.: Gudrun  
Eidam, Weimar; 16.8.: Elsie Menzel, Oberursel; 21.8.: Rolf Dom-
bach, Weilburg; 24.8.: Irene Müller, Wölfersheim.

80 Jahre: 1.8.: Inge Nabert, Bad König-Zell; 11.8.: Inge Muth, 
Wetter.

85 Jahre: 15.7.: Werner Höfle, Frankfurt; 19.7.: Christel Gorr, Lich.
90 Jahre: 6.7.: Walter Scharmann, Oberursel, 13.7.: Reinhard Leh-

mann, Uplengen; 27.7.: Maria Kirstein, Wiesbaden.
93 Jahre: 16.7.: Adolf Mendling, Rüsselsheim.
94 Jahre: 5.8.: Heinz Diedrich, Liebenau; 10.8.: Marianne Engel, 

Rotenburg.

In den Geburtstagsgrüßen für hohe Jubiläen sind nur die Mit-
glieder genannt, die auf ihrem Beitrittsformular einer Veröffentli-
chung zugestimmt haben. Alle anderen sind ihrem Wunsch gemäß 
nicht genannt.

Sollte nichts anderes ver-
merkt sein, finden die Sozial-
beratungen und Sprechstun-
den nach Terminvereinbarung 
statt. Die Termine für die So-
zialrechtsberatung durch die 
Sozialjurist*innen Sigrid Jahr, 
Thomas Meinel, Annette Mü-
lot-Carvajal-Gomez und Ange-
lika Purschke vermitteln die 
Sozialberater*innen oder die 
Landesgeschäftsstelle.

Landesverband Hessen
Landesgeschäftsstelle, Lui-

senstraße 41, 65185 Wiesba-
den, Sekretärin Christine Wei-
denauer, Bürozeiten: montags 
bis freitags, 10–15 Uhr, Tel.: 
0611 / 85 108, E-Mail: info@
sovd-hessen.de. Beratung nur 
nach telefonischer Voranmel-
dung.

Kreisverband  
Marburg-Biedenkopf

Beratung nur nach telefoni-
scher Voranmeldung. Termin-
vereinbarung über die Landes-

Sprechstunden und Sozialberatung
geschäftsstelle, 0611 / 85 108, 
E-Mail: info@sovd-hessen.de.

Kreisverband Südhessen
Vorsitzender Rudolf Schulz, 

Friedensstraße 26, 63179 
Obertshausen, Terminvereinba-
rung über die Landesgeschäfts-
stelle, Tel.: 0611 / 85 108,  
E-Mail: info@sovd-hessen.de.

Kreisverband Osthessen
Beratung nur nach telefo-

nischer Voranmeldung. Ter-
minvereinbarung über die 
Landesgeschäftsstelle, Tel.: 
0611 / 85 108, E-Mail: info@
sovd-hessen.de.

Kreisverband 
Hofgeismar-Kassel
Beratung Bad Wildungen

SoVD-Büro, Bahnhofstra-
ße 5 a, montags 13–18 Uhr 
und mittwochs 9–15 Uhr. 
Terminvereinbarung bei 
Hans-Jürgen Schmidt, Sozi-
alberater und Vorsitzender, 
Tel.: 05621 / 96 78 787, Tel.: 

0151 / 91 91 81 999 oder 
per E-Mail an: hans-juergen.
schmidt@sovd-hessen.de. 
Oder kommen Sie während der 
Öffnungszeiten einfach vorbei!

Beratung Calden
Irmgard Fohr, Tel.: 

05674 / 65 67, oder per E-Mail: 
irmgardfohr@gmx.de.

Beratung Hofgeismar
Brigitte Schutta, Tel.: 05671 /  

36 42.

Beratung Kassel
AWO-Haus, Wilhelmshöher 

Allee 32 a, Annette Mülot- 
Carvajal-Gomez, dienstags 14–
17 Uhr und donnerstags 10–13 
Uhr, Tel.: 0561 / 14 657.

Beratung Korbach
Ralf Wiegelmann, Tel.: 

0171 / 76 30 410.

Beratung Vernawahlshausen
Sonja Hettler, Tel.: 

05571 / 49 52.

„Ich wollte für 60 Euro ein 
Hemd kaufen. Diese Internet-
seite erweckt den Eindruck, 
dass der Shop in Deutschland 
ansässig ist.“ Dies berichtet ein 
Verbraucher, der von seinem 
Widerrufsrecht aus wirtschaftli-
chen Gründen keinen Gebrauch 
machen kann. Die Kosten der 
Rücksendung nach China errei-
chen mit 50 Euro fast den Kauf-
preis der Ware. 

Sehr hohe Versandgebühren 
schrecken vor Retoure ab

Oftmals ist nur in den All-
gemeinen Geschäftsbedin-
gungen der Online-Shops er-
kennbar, dass die Ware zum 
Beispiel nach China zurückge-
sendet werden muss. Möchten 
Verbraucher*innen den Vertrag 
widerrufen oder bei mangel-
hafter Ware ihre Gewährleis-
tungsrechte geltend machen, 
versuchen die Verkäufer, mit 
Hinweisen auf hohe Versand-
kosten, mögliche Zollgebüh-
ren und das Risiko des Paket-
verlusts bei einem Versand 
nach China Druck aufzubauen. 
Dabei geht es offenbar nur 
darum, dass die betroffenen 
Verbraucher*innen ihre Rechte 
gar nicht erst durchsetzen.

„Beim Einkauf im Internet 
müssen die Menschen wissen, 
welche Kosten und welche Hür-
den auf Sie zukommen, wenn 
sie die ihnen gesetzlich zuste-
henden Rechte als Verbrauche-
rin oder Verbraucher geltend 
machen wollen“, sagt Philipp 
Wendt, Vorstand der Verbrau-
cherzentrale Hessen. „Die 
Verbraucherzentrale Hessen 
fordert deswegen, dass alle In-
ternethändler verpflichtet wer-
den, bereits vor Vertragsschluss 
deutlich darauf hinzuweisen, 
an welchen Ort die gekaufte 
Ware im Falle eines Widerrufs 
oder einer Reklamation zu-
rückzusenden ist“, so Wendt. 
„Die Initiative der Verbraucher-
schutzministerkonferenz vom 
Mai dieses Jahres begrüßen wir 
deswegen sehr. Wir fordern die 
Bundesregierung auf, sich auf 
europäischer Ebene für klare 
Hinweispflichten einzusetzen, 
die für alle Online-Händler gel-
ten, wenn sie in der EU Handel 
treiben wollen“, fordert Wendt.

Minderwertige Ware und  
zusätzliche Zollgebühren

Auf den ersten Blick wirkt 
alles seriös: professionelle Auf-
machung, deutscher Name und 

Adresse. Doch hinter vielen 
dieser Shops steckt ein Händ-
ler aus China. Das Problem: 
Die Ware ist oft minderwertig, 
Größen stimmen nicht oder 
das Produkt sieht ganz anders 
aus als beworben. Beim Wider-
ruf folgt dann die böse Über-
raschung: Die Artikel sollen 
auf eigene Kosten nach China 
zurückgeschickt werden – mit 
hohen Porto- und Zollgebühren 
und undurchsichtigen Rück-
gabebedingungen. So soll das 
Widerrufsrecht ausgehebelt 
werden, damit die*der Käufer*in 
am Ende auf den Kosten sitzen-
bleibt.

Den Seriösitäts-Check der 
Verbraucherzentrale nutzen

Sie haben in einem vermeint-
lich seriösen Online-Shop be-
stellt und erst danach gemerkt, 
dass die Ware aus China kommt? 
Der Notfall-Check der Verbrau-
cherzentrale hilft Betroffenen, 
ihre Möglichkeiten zu prüfen. 
Die Checkliste zeigt, wie man 
eine Rückbuchung beantragt, 
ob ein Widerruf sinnvoll ist und 
welche Schritte bei Problemen 
mit dem Händler möglich sind. 
Zudem erfährt man, wie man 
sich künftig vor unseriösen 

China-Shops schützen kann.
Man gibt unter: https://www.

verbraucherzentrale-hessen.
de/digitale-welt/datenschutz/
chinashop-was-sie-jetzt-tun-
koennen-104791 die Shop-
URL ein und die Verbraucher-
zentrale prüft den Shop. Die 
Fragesteller*innen erhalten 

Auf Vorschlag des Landes Hessen hat sich die Verbraucherschutzministerkonferenz im Mai damit 
befasst, ob strengere Regelungen für Online-Shops aus dem Nicht-EU-Ausland ausgesprochen wer-
den müssen. Die Verbraucherzentrale Hessen begrüßt dies im Interesse eines verbesserten Verbrau-
cherschutzes. Immer wieder erreichen sie Beschwerden von Menschen, die im Internet eingekauft 
haben und sich dann wundern, dass sie die Ware auf eigene Kosten in Staaten im Nicht-EU-Ausland 
zurücksenden müssen.

Strengere Regeln für Online-Shops angestrebt
Der Online-Kauf bei chinesischen Shops birgt bei Reklamationen und Rücksendungen große Probleme

Bei Billigangeboten aus China erleben Käufer*innen immer wieder 
böse Überraschungen, die sie letztlich teuer zu stehen kommen.

Foto: Andrii Zastrozhnov / Adobe Stock

dann konkrete Empfehlungen 
zum weiteren Vorgehen. An-
schließend können sie noch zu 
ihrem persönlichen Problem 
eine Checkliste erstellen lassen. 
Dafür müssen sie unten auf der 
Seite mit den Prüfergebnissen 
auf „Weiter“ klicken.        Quelle: 

Verbraucherzentrale Hessen

Foto: Alekss / Adobe Stock
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Anzeige

Vom 28. Juni bis zum 7. Sep-
tember 2025 zeigen die Karl-
May-Spiele Bad Segeberg im 
Freilichttheater am Kalkberg 
das spannende Abenteuer 
„Halbblut“. Gespielt wird jeweils 
donnerstags, freitags und sams-
tags um 15 und 20 Uhr sowie 
sonntags um 15 Uhr. Alexander 
Klaws verkörpert zum fünften 

Mal die Rolle des Apachen-
häuptlings Winnetou. 

Die Gaststars der neuen In-
szenierung sind Francis Ful-
ton-Smith als verbrecherischer 
Ingenieur Charles Leveret und 
Sonja Kirchberger als seine eis-
kalte Ehefrau Donna. Außerdem 
wirken mit: Bastian Semm als 
Old Shatterhand, Sascha Hödl 

als „Halbblut“ Ik Senanda, Jos-
hy Peters als Tokvi-Kava, Dustin 
Semmelrogge als Jeremy Swan, 
Harald P. Wieczorek als Majes-
tät, Alexis Kara als Dr. Jefferson 
Hartley, Stephan A. Tölle als Ka-
simir Obadja Timpe und Alina 
Arenz als Sally Ann.

Für SoVD-Mitglieder aus 
Schleswig-Holstein wird die-
ses Vergnügen in diesem Jahr 
noch attraktiver, denn der Lan-
desverband hat mit den Karl-
May-Spielen eine Kooperati-
onsvereinbarung geschlossen. 
Bei Vorlage des Mitgliedsaus-
weises erhalten Erwachsene 
für die Platzgruppe 2 einen 
Preisnachlass von drei Euro. 
Statt regulär 24,50 zahlen sie 
lediglich 21,50 Euro Eintritt. 
Für Kinder im Alter von 5 bis zu 
15 Jahren beträgt der Eintritts-
preis lediglich 19 statt normal 
21 Euro. 

Achtung: Leider ist es aus 
technischen Gründen nicht 
möglich, diesen Rabatt einzu-
preisen, wenn die Karten online 
bestellt werden.

Günstiger zu den Festspielen
Ende Juni beginnt die neue Saison bei den Karl-May-Festspielen in Bad Segeberg. Im neuen Stück 

„Halbblut“ spielen neben vielen anderen Stars Alexander Klaws als Winnetou und Francis Fulton-
Smith. Für SoVD-Mitglieder aus Schleswig-Holstein gibt es Rabatt beim Ticketkauf. 

Schleswig-Holstein

Wild-West-Gefühl vor malerischer Kulisse: Seit mehr als 70 Jahren 
unterhalten die Karl-May-Festspiele Jung und Alt. 

  

Manchmal braucht es nur ein paar Tage, um neue Energie zu tanken.

  3 Übernachtungen – Perfekt für eine kleine Auszeit
   Tägliches Frühstücks- und Abendbuffet im Rahmen der Halbpension
  Eine Aufmerksamkeit auf Ihrem Zimmer 
   2x Kaffeegedeck mit Kännchen Kaffee & ein Stück Kuchen in unserem Restaurant 

ab 275,00 € pro Person

Jetzt Urlaub in Büsum anfragen unter Telefon 04834 - 95250 oder auf unserer Internetseite 
www.erholungszentrum-buesum.de 

Kurz mal weg
Ihre Auszeit an der Nordsee

ab 275 € pro Person *

*  im Haus Nordsee oder Haus Andrea, zzgl. Kurtaxe der Gemeinde. Ganzjährig buchbar nach Verfügbarkeit.

Der Stendaler Tiergarten ist Kooperationspartner des Berufsbil-
dungswerkes (BBW). Dort und im Borsteler Tierheim absolvieren 
die künftigen Tierpfleger*innen ihre praktische Ausbildung. Auf 
dem Stundenplan stehen dabei neben fachgerechter Tierpflege, 
-haltung und -versorgung auch die Reinigung und Pflege von Tier-
unterkünften. Nun kam noch die Gestaltung von Gehegen hinzu. 

Dank der tatkräftigen Unterstützung der Jugendlichen aus dem 
BBW Stendal erhielt das Gehege der Erdmännchen eine Auffri-
schungskur. Im Außenbereich verteilten die Auszubildenden die 
angefahrene Erde, um der neuen Erdmännchen-Familie perfekte 
Tunnelbau-Möglichkeiten zu bieten. So werden sich die putzigen 
Tiere mit Sicherheit gleich wohlfühlen.

Bauarbeiten im Gehege
Auszubildende verschönerten Erdmännchen-Domizil

Auszubildende des Berufsbildungswerkes Stendal waren im Ein-
satz für den ortsansässigen Tiergarten. Sie bereiteten die Unter-
kunft für die Erdmännchen aus dem Magdeburger Zoo vor.

Erdmännchen graben gerne Tunnel. Die nötigen Grundlagen hierfür 
schufen Schüler*innen des Berufsbildungswerkes Stendal.

Foto: BBW Stendal

Foto: Karl-May-Spiele
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Auf dem Bild unten tummeln sich jede Menge Tiere – weißt du, um welche es sich handelt? Trage 
die richtigen Namen in die danebenstehenden Felder ein. Die Buchstaben in den rosafarbenen Kreisen 
ergeben dann in der richtigen Reihenfolge das gesuchte Lösungswort. Viel Erfolg!

Rolands Rätselecke

Welches Tier siehst du hier?
Tipp für Kinder

Ein Zeitzeuge erzählt auf Tiktok
Im Holocaust ermordeten die Nationalsozialisten fast seine gesamte Familie. Einzig Gidon Lev und 

seine Mutter überlebten. Über sein Leben und seine Erfahrungen spricht der Zeitzeuge unter anderem 
vor Schulklassen. Doch auch auf Tiktok und Instagram ist der 90-Jährige aktiv. In den sozialen Medien 
folgen ihm über eine halbe Million Menschen. Lev geht es nicht allein darum, an die Vergangenheit zu 
erinnern, man müsse aus ihr lernen. Seine Botschaft: Wer Intoleranz und Hass gegen andere einfach 
so hinnimmt, muss damit rechnen, irgendwann selbst betroffen zu sein.

Während des Zweiten Welt-
krieges ermordeten die Nazis 
fast sechs Millionen europäi-
sche Juden. Dieser unvorstell-
bare Völkermord wird als Holo-
caust bezeichnet. Juden selbst 
verwenden hierfür auch das he-
bräische Wort für „Katastrophe“ 
und sprechen von der Schoah. 
Heute leben nur noch wenige 
Menschen, die dem Holocaust 
entkommen sind. Gidon Lev ist 
einer von ihnen.

Ihn zog es nach dem Zweiten 
Weltkrieg zunächst in die USA, 
später siedelte er sich in Israel 
an. Zufällig traf Lev dort im Jahr 
1985 auf eine Schulklasse aus 
dem Ruhrgebiet. Mit diesen Ju-
gendlichen sprach er über seine 
Erlebnisse im Konzentrations-
lager Theresienstadt – und das 
vier Jahrzehnte nach seiner Be-
freiung. Diese Begegnung präg-
te auch Gidon Lev nachhaltig. 
Immer öfter fragte er sich da-
nach, was er tun könne, um die 
Welt besser zu machen. 

Der heute 90-Jährige fand 
eine Antwort, die ihn bis heute 
dazu antreibt, in Schulen zu ge-

hen und in den sozialen Medien 
aktiv zu sein: Als einer der we-
nigen lebenden Zeitzeugen be-
richtet er vom Holocaust. Damit 
gibt er auch denen eine Stimme, 
die nicht mehr für sich selbst 
sprechen können. 

Vor wenigen Wochen saß der 
schmächtige Mann in Berlin 
den Klassen zweier Gymnasien 
gegenüber. Er zeigte den Teen-

agern Fotos seiner Familie und 
schilderte, wie alles begann: mit 
Lügen, Ausgrenzung und verba-
ler Gewalt. Gidon Lev berichtete 
über Anfeindungen und Falsch-
informationen im Netz und sag-
te den Jugendlichen: „Ich stehe 
hier, weil ich die Welt verbessern 
will. Das könnt ihr auch. Fragt, 
fragt, fragt – und nehmt nichts 
als gegeben hin.“

Wenn Zeitzeuge Gidon Lev seine Erfahrungen mit dem Holocaust 
schildert, ist das einprägsamer als jeder Geschichtsunterricht.

Foto: Till Budde / O2 Telefónica

Grafik: ssstocker / Adobe Stock; Montage: SoVD

Voll engagiert

Was für ein Gewusel! Bei dem Durcheinander haben sich auf 
dem unteren Bild zwölf Fehler eingeschlichen. Findest du sie alle?

Die Auflösung steht auf Seite 18 in dieser Ausgabe.

Fröhliche Fehlersuche

Getümmel am Strand

Grafik: MicroOne / Adobe Stock

Der Wald lebt
Zwei Bösewichte haben ihre Beute im Wald vergraben und sind 

danach am Lagerfeuer eingeschlafen. Nun breiten sich die gefähr-
lichen Flammen rasend schnell aus. Doch der Wald und die darin 
lebenden Tiere und Pflanzen sind alles andere als wehrlos. So setzt 
etwa die tapfere Esche Eschnapur mit dem Wurzelfon einen Notruf 

ab und alarmiert die wasser-
speienden Drachenzwillinge. 
Können sie den Brand löschen 
und die Übeltäter schnappen?

Das wurzelstarke Abenteuer 
bietet Kindern ab sieben Jah-
ren jede Menge Spaß. Für sie 
ist das Buch mit wenig Text 
und vielen Bildern zudem der 
perfekte Leseeinstieg.

Barbara van den Speulhof: 
Der Wald lebt, Band 1 – Gemein-
sam gegen das Böse. Loewe, 144 
Seiten, ISBN 978-3-7432-1794-2, 
16 Euro.

Möchtest du das Buch gewinnen? Dann schicke die Lösung aus 
„Rolands Rätselecke“ (Betreff: „Der Wald lebt“) per E-Mail an: ver-
losung@sovd.de oder mit dem gleichen Stichwort per Post an: 
SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsende-
schluss ist der 15. August.
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Foto: Morris Mac Matzen / NDR

Denksport

Zum Geburtstag von Ina Müller widmet das Erste der Künstlerin ein 
Porträt: „Ina Müller – laut und leise“ läuft am 25. Juli um 22.20 Uhr.

Sie liebt „Singen und Sabbeln“
Sie wuchs mit Plattdeutsch als Muttersprache auf und schaffte es vom elterlichen Bauernhof auf die 

Showbühne. In ihrer ARD-Show „Inas Nacht“ unterhält sie sich mit ausgewählten Gästen am Tresen einer 
Hamburger Kneipe. Am 25. Juli wird die überaus schlagfertige Ina Müller 60 Jahre alt.

Auf die Welt kam die Wahl-
hamburgerin als vierte von fünf 
Töchtern in der Nähe von Cux-
haven. Sie arbeitete zunächst 
als pharmazeutisch-technische 
Assistentin, wechselte dann je-
doch zum Kabarett. In Büchern 
und Liedern widmet sich Ina 
Müller zunehmend dem Erhalt 
der plattdeutschen Sprache. 

Zu „Inas Nacht“ lädt die extro-
vertierte Blondine seit 2007 in 
den „Schellfischposten“ ein. Vor 
der Tür der ältesten Seemanns-
kneipe am Fischmarkt versam-
melt sich dann stets auch ein 
sangesfreudiger Shantychor.

Moderatorin Ina Müller („Inas Nacht“) pflegt die norddeutsche Mundart

Begeisterung fürs Abgründige
Experimente faszinierten ihn schon als Kind. Als Spezialist für forensische Entomologie (Insekten-

kunde) ist er mittlerweile weltweit gefragt – etwa bei der Untersuchung des mutmaßlichen Schädels 
von Adolf Hitler. Am 26. August begeht Dr. Mark Benecke seinen 55. Geburtstag.

Wenn er als Sachverständiger 
ein Gewaltverbrechen unter-
sucht, dann helfen ihm Fliegen-
larven bei der Bestimmung des 
Todeszeitpunktes. Berührungs-
ängste hat Dr. Mark Benecke 
dabei nicht. Wo andere sich ab-
wenden, schaut er genauer hin.

Im Fernsehen und in Büchern 
gibt er Einblick in seine Arbeit 
und erklärt wissenschaftliche 
Hintergründe. Privat hat Mark 
Benecke ein Faible für Tattoos 
und blutsaugende Nachtgestal-
ten. Nicht ohne Grund fungiert 
er als Vorsitzender der interna-
tionalen Dracula-Gesellschaft.

Kriminalbiologe Mark Benecke schaut bei Todesfällen auf biologische Spuren

Dr. Mark Benecke (Spitzname: „Herr der Maden“) nutzt sein Wissen 
über Insekten unter anderem zur Klärung von Tötungsdelikten.

Einst dichtete Matthias Claudius: „Wenn jemand eine Reise tut, 
so kann er was erzählen. Drum nähme ich den Stock und Hut und 
tät das Reisen wählen.“ Die Namen der sechs fiktiven Personen 
sind jeweils das Anagramm einer Stadt. Die abgebildete Flagge 
zeigt an, in welchem Land diese Stadt liegt. Finden Sie die Lösung?

Die entschlüsselten Städtenamen stehen auf Seite 18.

Foto: Thomas Wolfschläger / ZDF

Er taucht unangemeldet auf den Fluren des Deutschen Bundestages oder auch bei Parteitagen auf. 
Mit unkonventionellen Fragen bringt er prominente Politiker*innen nicht selten dazu, sich unfreiwillig 
selbst zu blamieren. Am 20. August wird der Komiker Lutz van der Horst 50 Jahre alt.

Mit ihren satirischen Reportagen bringen Lutz van der Horst (li.) und 
Fabian Köster den Politikbetrieb immer wieder in Erklärungsnot.

Wenn Wirklichkeit Satire wird

Seine Medienkarriere starte-
te van der Horst nach seinem 
Studienabschluss. Als Autor 
schrieb der gebürtige Kölner 
für Fernsehformate wie „Switch 
Reloaded“ oder „TV Total“. Seinen 
Durchbruch vor der Kamera kam 
2009 als Außenreporter für die 
Satiresendung „heute-show“.

Für das ZDF widmet sich Lutz 
van der Horst, den das „Medium 
Magazin“ vor zwei Jahren als 
„Journalist des Jahres“ auszeich-
nete, nun einer neuen Aufgabe: 
Er moderiert ein Quiz, in dem 
Volksvertreter*innen ihr Politik-
wissen unter Beweis stellen.

Lutz van der Horst („heute show“) legt Absurditäten im Alltag schonungslos offen

Foto: Thomas Schulze / picture-alliance / ZB

Grafiken: efks, volyk / Adobe Stock; Montage: SoVD

Buchtipp

Letzte Chance

Rund um die Welt 
mit Susi, Hans und Lisa

Während Trump und Putin die alte Weltordnung zerstören, droht 
die AfD die politische Mitte in Deutschland zu sprengen. Der neue 
Bundeskanzler steht nicht zuletzt angesichts Wirtschaftskrise, Kli-
mawandel und Migration vor gewaltigen Aufgaben. Ist Friedrich 
Merz diesen Herausforderungen 
gewachsen? 

Robin Alexander erzählt die Ge-
schichte hinter den Kulissen und 
beleuchtet die vielleicht letzte 
Chance, unsere Demokratie vor 
dem endgültigen Aufstieg der ex-
tremen Rechten zu bewahren. Sein 
Buch zeigt, warum die politisch 
Handelnden in einer zersplitter-
ten Parteienlandschaft und einer 
aufgeheizten Öffentlichkeit immer 
weniger imstande sind, die großen 
Herausforderungen zu bewältigen.

Robin Alexander: Letzte Chance. 
Siedler, 384 Seiten, ISBN: 978-3-
8275-0200-1, 25 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie mit dem Betreff „Letzte Chance“ entweder per 
E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber mit dem gleichen Stich-
wort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 
Berlin. Einsendeschluss ist der 15. August.

HANS WIGTON

 OTTO NOR

SUSI EBENARO

LISA REMEL

PETER WANN

TOM KLOSCH
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

219

1 8 2 4
4 9 5 1 6
7 5 6 1 2
1 7

4
3 9

7 9 8 2 5
5 2 3 9 7

4 7 3 6

5 7 3 1
6 2 4

3 6 9
8 4 9 3

1
9 4 7 8

8 7 5
7 2 9
3 5 1 7

4 9 7 1 2 5 3 6 8
6 8 5 7 9 3 1 2 4
3 2 1 8 6 4 9 5 7
1 7 2 5 3 6 8 4 9
8 6 9 2 4 1 7 3 5
5 4 3 9 8 7 6 1 2
7 3 8 6 5 2 4 9 1
2 1 4 3 7 9 5 8 6
9 5 6 4 1 8 2 7 3

8 4 3 5 2 6 9 7 1
9 2 5 8 1 7 6 3 4
6 1 7 3 9 4 8 5 2
1 8 6 9 4 3 5 2 7
3 5 9 7 6 2 1 4 8
4 7 2 1 8 5 3 9 6
7 9 8 4 5 1 2 6 3
5 6 4 2 3 8 7 1 9
2 3 1 6 7 9 4 8 5

Möchten Sie einen weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreis 
gewinnen? Dann notieren Sie die eingekreisten Zahlen von oben 
nach unten und schicken Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de 
oder per Post an: SoVD, Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. August.

Des Rätsels Lösung
Knobelei mit Meerestieren 
(Ausgabe Juni, Seite 16)

Die richtige Lösung lautete 20.

Rund um die Welt ...
(Denksport, Seite 17)

Die Namen ergaben folgende Städte: 
Washington (USA), Marseille (Frank-
reich), Toronto (Kanada), Antwerpen 
(Belgien), Buenos Aires (Argentinien) 
und Stockholm (Schweden).

Getümmel am Strand
(Fehlersuche, Seite 16)

Die Fehler haben wir rot markiert.

Exklusive Kirschen-Verkostung

Knabberte einst nur die Oberschicht, gilt heute: Kirschen für alle!

Kommt man mit einer anderen Person nicht zurecht, dann ist mit dieser sprichwörtlich „nicht gut 
Kirschen essen“. Der „Kern“ dieser Redensart findet sich bereits im Mittelalter. Damals verzehrte 
man das sommerliche Steinobst nämlich nur in ausgewählten, finanziell besser gestellten Kreisen.

Im ursprünglichen Wortlaut 
wurde die Redewendung wie 
folgt überliefert: „Mit hohen 
Herren ist nicht gut Kirschen 
essen.“ Und weil jene „Herren“ 
gut betucht waren, konnten sie 
– anders als das gemeine Volk – 
sich das teure Obst leisten. 

Nun mochte es vorkommen, 
dass Ärmere heimlich in Gärten 
eindrangen, um auf diese Weise 
in den Genuss der roten Früchte 
zu gelangen. Wurden sie dabei 
entdeckt, so die Überlieferung, 
bespuckte man sie mit Kirsch-
kernen, um sie zu vertreiben. Das 
Essen von Kirschen war früher 
somit also eine Statusfrage.

Buchtipp

Schattenschicksale
Im Zweiten Weltkrieg und während der Besatzungsjahre wa-

ren sie unerwünscht. Immer wieder bekamen sie Schimpfworte 
wie „Hurenkind“, „Russensau“ oder „Bastard“ zu hören. Kinder, die 
den Beziehungen zwischen deutschen Frauen und Zwangsar-

beitern oder Soldaten der Al-
liierten entstammten, wurden 
meist versteckt, verprügelt und 
beschimpft. Was richtet dieses 
Stigma mit einer Kinderseele an? 

Noch Jahrzehnte später suchen 
viele von ihnen nach der Lücke in 
ihrem Leben. Manchmal schaffen 
Zufälle eine neue Realität – ein 
zerknicktes Foto, ein belauschtes 
Gespräch oder eine wiederent-
deckte Geburtsurkunde. Monika 
Dittombée erzählt die Lebens-
geschichten dieser Menschen 
und fragt, wie Traumata geheilt 
werden können, die selbst Nach-
folgegenerationen spüren.

Monika Dittombée: Schattenschicksale. Kösel, 224 Seiten, ISBN: 
978-3-466-37354-3, 22 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie mit dem Betreff „Schattenschicksale“ entweder 
per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber per Post an: SoVD, 
Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist 
der 15. August.

Foto: Robert Kneschke / Adobe Stock

Bahn frei für „Karacho-Ursel“

Sie kann es nicht lassen. Bis 
zu 50-mal hintereinander steigt 
Ursel Dees in die Achterbahn 
„Karacho“ ein. Diese beschleu-
nigt innerhalb von weniger als 
zwei Sekunden auf 100 Kilome-
ter pro Stunde. Was vielen den 
Atem raubt, ist für die Rentnerin 
einfach nur „traumhaft“. 

In dem Erlebnispark „Tripsdrill“ 
nahe Heilbronn ist „Karacho-
Ursel“ längst eine Attraktion. Sie 
verteilt Autogrammkarten und 
posiert für Fotos mit anderen 
Besucher*innen. Als Anerken-
nung für ihre 3.333. Achter-
bahnfahrt bekam sie vom Park 
kürzlich eine Eintrittskarte auf 
Lebenszeit geschenkt.

„Schmerzen in der Lende? Hoch die Hände!“ Rentnerin Ursel Dees 
sagt, Fahrten mit der Achterbahn seien gut für ihren Rücken.

Foto: picture-alliance

Kann das Fahren in einer Achterbahn gegen Rückenschmerzen helfen? Die 85-jährige Ursel Dees 
aus Baden-Württemberg zumindest ist davon überzeugt. Ihre mittlerweile über 3.000 Fahrten in 
einer Looping-Bahn trugen der Rentnerin den Spitznamen „Karacho-Ursel“ ein.

Gibtʼs doch gar nicht, oder?

Redensarten hinterfragt
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Das Lösungswort zum Gewinnen eines weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreises bitte bis zum 15. August einsenden an: 
SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin oder per E-Mail an: kreuzwortraetsel@sovd.de. 

Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!
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Gehirnjogging 2026
Sie erledigen manche Wege mit dem Fahrrad oder gehen auch 

gerne spazieren? Sehr gut – so bleiben Sie beweglich und ge-
sund. Sport treiben sollte man darüber hinaus aber auch mit dem 
Kopf, und das am besten täglich. Als „Trainingspartner“ bietet sich 
hierfür dieser Tageskalender an. Seine vielfältigen Herausforde-
rungen aus dem Bereich Denk-
sport – Zahlenrätsel, Kombina-
tionsaufgaben oder Wortspiele 
verschiedener Schwierigkeits-
grade – sorgen dafür, dass man 
geistig fit und leistungsfähig 
bleibt. Packen Sie es also an 
und steigern Sie auf spieleri-
sche und unterhaltsame Weise 
Ihre geistige Fitness!

Gehirnjogging 2026. 313 kniff-
lige Denksporträtsel fürs tägli-
che Kopftraining. Südwest, ISBN: 
978-3-517-10364-8, 14 Euro. 

Möchten Sie den vorgestellten Denksport-Kalender gewinnen? 
Dann schreiben Sie mit dem Betreff „Gehirnjogging 2026“ ent-
weder per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber per Post an: 
SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsende-
schluss ist der 15. August.

Buchtipp – Kalender
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Wechseln Sie zum E-Paper!
Der kürzeste Weg zur Anmeldung geht über das Smart-
phone. Einfach den QR-Code-Scanner öffnen und über 
den Code halten. Es erscheint ein Link, den Sie antippen 
können. Wenn auf Ihrem Gerät kein Scanner installiert 
ist, finden Sie einen im AppStore oder bei Google Play.

Name

E-Mail

Mitgliedsnummer

Ich möchte in Zukunft die SoVD-Zeitung digital als E-Paper erhalten.

Vorname

Telefon

Unterschrift

Gerne können Sie sich auch direkt über die Website ummelden: www.sovd.de/e-paper 

✂

Sie können sich auch per Post anmelden. 
Schicken Sie das ausgefüllte Formular an: 

Sozialverband Deutschland
Abteilung Redaktion
Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

+  schneller bei Ihnen  
als im Postversand

+  enthält alle  
Landesbeilagen

+  für Tablets und  
Smartphones

+ schont die Umwelt

Bereits jedes 6. Mitglied liest die SoVD-Zeitung 

 digital

Foto: Miljan Živković / Adobe Stock; Collage: SoVD
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